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Im WZB sind auf Initiative des Präsidenten „Querschnittsgruppen“ zu Themen
eingerichtet worden, die in mehreren Abteilungen bearbeitet werden und abtei-
lungsübergreifend besondere Aufmerksamkeit verdienen. Bestehende For-
schungsansätze und Forschungsarbeiten werden neu ausgerichtet auf wissen-
schaftliche Zusammenhänge hin, deren Erforschung von der Verknüpfung unter-
schiedlicher abteilungsspezifischer Kompetenzen profitieren kann. In Quer-
schnittsgruppen werden auf Zeit problembezogene Forschungskooperationen or-
ganisiert.
Die Querschnittsgruppe Arbeit & Ökologie konzentriert ihre Aktivitäten in den
Jahren 1998 und 1999 auf ein Forschungsprojekt, das soziale und arbeitspoliti-
sche Aspekte in ihrer Wechselwirkung mit zentralen Elementen von unterschied-
lich akzentuierten Nachhaltigkeitskonzepten zum Untersuchungsgegenstand hat.
Es wird in einem Forschungsverbund mit den Kooperationspartnern Deutsches
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) und Wuppertal Institut für Klima, Umwelt,
Energie (WI) durchgeführt und von der Hans-Böckler-Stiftung (HBS) gefördert.
An dem Projekt „Arbeit + Ökologie“ beteiligen sich seitens des WZB Wissen-
schaftler und Wissenschaftlerinnen aus sechs Forschungseinheiten. Eckart Hil-
debrandt (Abteilung „Regulierung von Arbeit“) und Helmut Weidner (Abteilung
„Normbildung und Umwelt“) koordinieren die Querschnittsgruppe und leiten das
Forschungsprojekt, an dem auch externe Experten beteiligt sind.
Über die Arbeitsergebnisse wird fortlaufend in WZB-discussion-papers informiert.
Eine Übersicht der bisher erschienenen Papiere findet sich am Ende des vorlie-
genden papers.
Weitere Projektinformationen sind im Internet unter http://www.wz-berlin.de/aoe/
und http://www.a-und-oe.de erhältlich.9HUEXQGSURMHNW#˜$UEHLW#.#gNRORJLH‡
Die Gewerkschaften haben im DGB-Grundsatzprogramm von 1996 die Gestal-
tung einer nachhaltigen Entwicklung zu einer wichtigen Aufgabe erklärt. Ihre Su-
che nach einer sozial-ökologischen Reformstrategie steht unter der Prämisse,
daß ökonomische, ökologische und soziale Nachhaltigkeitsziele gleichwertig
verfolgt werden müssen, wobei erhebliche Defizite bei der Berücksichtigung der
sozialen Dimension von Nachhaltigkeitskonzepten konstatiert werden.
Vor diesem Hintergrund haben sich die drei Forschungsinstitute DIW, WI und
WZB mit ihren jeweils spezifischen fachlichen Kompetenzbereichen zum For-
schungsprojektverbund „Arbeit + Ökologie“ zusammengetan. Dessen Hauptziel
ist es, soziale und arbeitspolitische Aspekte in ihrer Wechselwirkung mit zentra-
len Elementen von unterschiedlich akzentuierten Nachhaltigkeitskonzepten zu
untersuchen. Damit soll die Diskussion in Deutschland mit neuen Aspekten be-
lebt und den Gewerkschaften eine fundierte Grundlage für ihren Strategiebil-
dungsprozeß geboten werden.
Dabei wird sich das Forschungsprojekt auf drei Leitfragestellungen konzentrie-
ren: (1) das Verhältnis zwischen den sozialen Implikationen von Nachhaltigkeits-
strategien und gewerkschaftlichen Zielen, (2) die Bausteine einer sozial-ökologi-
schen Reformstrategie und (3) die Rolle der deutschen Gewerkschaften in einem
gesellschaftlichen Nachhaltigkeitsdiskurs.
Das Projekt ist in die folgenden drei, zeitlich gestaffelten Phasen gegliedert:
Querschnittsanalysen: Sie dienen der Erfassung und Klärung der vielfältigen
Wechselbeziehungen zwischen Nachhaltigkeit und Arbeit, die sich aus ökonomi-
scher, sozialer und ökologischer Sicht ergeben. Hierbei wird es auf der Makro-
ebene etwa um Fragen von Wirtschaftswachstum, Beschäftigungsentwicklung,
sozialer Sicherheit und Ressourcenverbrauch gehen; auf der Mikroebene werden
neue Arbeitsverhältnisse und Arbeitszeiten, das Verhältnis von formeller und in-
formeller Arbeit sowie sozial-ökologische Innovationspotentiale untersucht. Die
Analyseergebnisse sollen Grundlagen für die Beurteilung von Szenarien schaffen
und der Formulierung von Strategien dienen.
Szenarioanalysen: Um dem Spektrum verschiedener Positionen in der Nachhal-
tigkeitsdiskussion gerecht zu werden, sollen zwei unterschiedliche Nachhaltig-
keitsszenarien entwickelt und analysiert werden. Das sogenannte ökonomisch-
soziale Szenario (DIW) geht von der ökonomischen Kritik an der vorherrschen-
den Wirtschaftspolitik aus, während das sogenannte ökologisch-soziale Szenario
(WI) auf der ökologischen Kritik vorherrschender umweltrelevanter Politikmuster
basiert. Als Hintergrundfolie für die Beurteilung dieser beiden Nachhaltigkeits-
szenarien dient ein sogenanntes angebotsorientiertes Kontrastszenario (DIW),
das auf einer Fortschreibung bisher dominierender wirtschaftspolitischer Kon-
zepte beruht.
Erarbeitung von Strategieelementen: Die Bewertung der Szenarien nach (aus
den Querschnittsanalysen gewonnenen) ökonomischen, ökologischen und so-
zialen Kriterien der Nachhaltigkeit soll Zielkonflikte und -synergien aufdecken und
damit der Strategieformulierung dienen. Diese können – gemeinsam mit weiteren
Strategien, die aus der Analyse von Konfliktpotentialen und aus den Quer-
schnittsanalysen gewonnen wurden – einen Beitrag für die Entwicklung einer
gewerkschaftlichen sozial-ökologischen Reformstrategie liefern.$UEHLWVSROLWLVFK0VR]LDOH#4XHUVFKQLWWVDQDO\VHQ
Der Versuch, soziale Interessenlagen und gesellschaftliche Entwicklungsdynami-
ken mit ökologischen Anforderungen in Verbindung zu bringen, stößt unmittelbar
auf die tiefe Trennung der gesellschaftlichen Systemlogiken (Ökologie, Ökono-
mie, Soziales), die in den gültigen Regelungssystemen, den Strategien und
Maßnahmen der gesellschaftlichen Akteursgruppen in den jeweiligen Politikfel-
dern und auch in den Köpfen der Wissenschaftler eingeschrieben ist. Obwohl
immer wieder Initiativen zur Verknüpfung von Arbeit und Ökologie gestartet wer-
den, sind diese bisher punktuell und widersprüchlich geblieben. Das Beispiel der
Beschäftigungswirkungen von Umweltschutzmaßnahmen ist hier das prägnante-
ste. Eine systematische Analyse der Vielfalt und der Vielschichtigkeit der Zu-
sammenhänge steht bisher aus.
Zur Überwindung dieser Segmentierung, und um die vielfältigen Wechselwirkun-
gen zwischen Arbeit und Ökologie zu erfassen, führt das WZB für den arbeitspo-
litisch-sozialen Teil des Forschungsvorhabens eine breite Überblicksanalyse zu
den Berührungspunkten zwischen Arbeit und Ökologie durch, die durch drei Poli-
tikfelder geprägt werden: den Entwicklungstrends der Erwerbsarbeit (Wettbe-
werbsmodelle), der Stellung der Arbeit in Nachhaltigkeitskonzepten bzw. ihre ar-
beitspolitischen Folgen und den Zukunftserwartungen an Arbeit, wie sie von der
Arbeitsbevölkerung und ihren Interessenvertretungen gesehen werden (Wohl-
standsmodelle).
Mit dieser Vorgehensweise soll (a) die ganze Breite arbeitspolitischer Gestal-
tungsfelder durchgeprüft werden, um sicherstellen, daß auch die eher indirekten
ökologischen Voraussetzungen und Folgen arbeitspolitischer Strategien erfaßt
werden, (b) die verschiedensten Wechselwirkungen analysiert werden, ohne sie
aus den arbeitspolitischen Bewertungszusammenhängen zu lösen, sowie (c)
durch die breite Überblicksanalyse alle für eine gewerkschaftliche Nachhaltig-
keitsstrategie relevanten Felder und Strategien ausfindig gemacht werden, d. h.
sowohl Bereiche hoher Synergie wie auch Bereiche absehbarer Konflikte.
Aufgrund der Wahl eines breiten, überblicksanalytischen Ansatzes ergab sich
notwendigerweise das Problem der Strukturierung und Bündelung der zahlrei-
chen Themenbereichsanalysen. Hierzu wurden fünf Themenfelder konstruiert, in
denen Detailanalysen anzufertigen waren, die um Überblicksanalysen ergänzt
werden. Die Themenfelder lauten:
I.  Arbeit im und durch Umweltschutz
II.  Risiken und Chancen in der Erwerbsarbeit, neue Arbeitsformen und Arbeits-
verhältnisse
III. Gesundheitsschutz – Arbeitsschutz – Umweltschutz
IV. Neue Formen der Arbeit und der Versorgung
V. Neue  Regulierungsformen
Die arbeitspolitisch-soziale Querschnittsanalyse des WZB stellt mit ihrer Vielzahl
von Bereichsanalysen durch die analytische Erschließung des Zusammenhangs
von Entwicklungstrends der Erwerbsarbeit mit den Anforderungen einer nachhal-
tigen Entwicklung unter Einbeziehung der subjektiven Wertvorstellungen zu Ar-
beit einen eigenständigen Forschungsschritt dar. Mit der Veröffentlichung der
einzelnen Studien werden die Resultate der arbeitspolitisch-sozialen Quer-
schnittsanalysen einer breiten Diskussion zugänglich gemacht.Der Text basiert auf einem Forschungsprojekt, das im Auftrag der Hans-Böckler-
Stiftung und unter der Leitung von Prof. Hoffmann an der Hochschule für Wirtschaft
und Politik in Hamburg von 1996 bis 1998 stattfand. Grundlage des  Forschungs-
projekts bildeten vier intensive Betriebsfallstudien in zwei Hamburger Maschinenbau-
und zwei Lebensmittelunternehmen. In den Unternehmen wurden intensive Inter-
views mit Vertretern des Managements, des Betriebsrats und den jeweiligen Um-
weltschutzbeauftragten durchgeführt. Die Langfassung der Studie ist bei edition sig-
ma unter dem Titel „Perspektiven einer ökologischen Betriebspolitik. Blockaden und
Chancen umweltorientierter industrieller Modernisierung“ erschienen.






Jenseits idealtypischer Modellannahmen ist eine ökologische Betriebspolitik sowie
ihre organisations- und arbeitspolitische Umsetzung von den entscheidungsrelevanten
Akteuren im Unternehmen, deren Interessen, Fachkompetenzen und betriebspoliti-
schen Durchsetzungsmöglichkeiten abhängig. Ökologische Betriebsprozesse und
ökonomische Reorganisationsprozesse bedürfen aufgrund ihrer inhärenten Macht-
und Interessenstrukturen – und der Ersetzung von Optimalität durch Validität in der
Ausrichtung des Organisationshandelns – einer mikropolitischen Betrachtung, die die
unterschiedlichen Handlungsfähigkeiten und -chancen der verschiedenen Akteure in
der Organisation reflektiert. Insofern kommt einer mikropolitischen Betrachtung mit
ihrer Konzentration auf Macht, Ungewißheitszonen und den Vermittlungsversuchen
von „Struktur und Handlung“ eine entscheidende Bedeutung für betriebliche Verän-
derungsprozesse zu. Betriebliche Veränderungen folgen keiner festen Entwicklungs-
logik, sondern sie sind aufgrund der Kontingenz auch immer anders möglich. Inso-
fern findet Handeln zwar immer in Strukturzusammenhängen statt, aber es bestehen
dennoch Spielräume, die genutzt werden können und die ein politisches Handlungs-
feld in Unternehmen eröffnen können. Die Suche nach möglichen ökologischen
Handlungs- und Produktionsweisen im Betrieb ist aufgrund der ökonomischen, der
mikro- und makropolitischen Konstellationen immer ein politisch machtdurchwirk-
ter und relativ ergebnisoffener Such- und Lernprozeß im Rahmen bestehender kon-
tingenter Handlungsräume. In diesem Sinne muß eine gewerkschaftliche ökologische
Betriebspolitik „good enough“ sein, um diesen Möglichkeits- und Artikulationsraum
in den betriebspolitischen Handlungsfeldern immer wieder neu zu eröffnen und um
die betrieblichen Akteure zu befähigen, innerhalb der betrieblichen Strukturen eigen-
ständige Handlungsmöglichkeiten wahrzunehmen.
Abstract
Beyond ideal model assumptions, an ecologically sound business policy and its im-
plementation in organisation and labour policy is dependent on the agents within the
company, their individual interests, specialist knowledge and company-specific possi-
bilities for actual policy implementation. Due to their inherent structures of power
and interests - and the substitution of optimality with validity in the orientation of
organisational behaviour - ecological business procedures and economic reorganisa-
tion processes need to be examined from a micro-political perspective that reflects the
different capabilities and possibilities for action of the various agents within the or-
ganisation. In this respect, a micro-political perspective with its emphasis on power,
areas of uncertainty and attempts at mediating „structure and action“ is decisive for
processes of change within the company. Changes in companies do not follow any
fixed logic of development but can always evolve in different directions due to con-
tingency. Action always occurs within structural contexts, yet there is always some
space that can be utilised and may open up a field of action for policy-making within
the company. Due to economic, micro- and macro-political constellations, the searchfor feasible and ecological ways of action and production methods within the com-
pany will necessarily unfold as a process of searching and learning within the frame-
work of contingent fields for action which is always closely linked up with political
power and whose outcome remains relatively open. In this way, an ecological com-
pany policy suggested by the unions must always be „good enough“ to guarantee suf-
ficient space for possible action and articulation within the areas of action of com-
pany-specific policies and to enable agents to realise independent opportunities for
action within company structures.Inhaltsverzeichnis
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1. Einleitung
Ökologische Fragestellungen erhalten in der Betriebswirtschaft und den Sozialwissen-
schaften eine immer größere Bedeutung. Sozialwissenschaftliche Analysen zu ökolo-
gischen Problem- und Gefährdungslagen entwickelter Gesellschaften (vgl. Brand
1987) und betriebswirtschaftliche Arbeiten zu ökologischen Managementsystemen
und ökologischer Betriebsführung sind heute keine Besonderheit mehr.
1 Auf die Zu-
sammenhänge der spezifischen Lebens- und Wirtschaftsweise der entwickelten indus-
triellen Länder und die damit einher gehenden Umweltzerstörungen wurde schon
vor 25 Jahren hingewiesen. Bekannt wurde insbesondere die Studie des Club of Rome
zu den möglichen „Grenzen des Wachstums“ für den industriellen Entwicklungspfad
(vgl. Meadows u. a. 1972). Aktualisiert wurde diese Debatte 1996 über die vom
BUND und Misereor beim Wuppertal Institut in Auftrag gegebene Studie „Zukunfts-
fähiges Deutschland – Ein Beitrag zu einer global nachhaltigen Entwicklung“ (vgl.
BUND/Misereor 1996) und der neuen Studie des Club of Rome „Mit der Natur
rechnen“ (vgl. van Dieren 1995).
Gegenüber dem ersten Bericht des Club of Rome von 1972, der das Problem der Res-
sourcenknappheit herausstellt, macht die Untersuchung des Wuppertal Instituts (vgl.
BUND/Misereor 1996) zugleich darauf aufmerksam, daß nicht mehr nur die Be-
grenztheit natürlicher Ressourcen als Restriktion für ökonomische Prozesse zu be-
greifen ist, sondern das Hauptproblem auch in der begrenzten Aufnahmefähigkeit der
Natur gegenüber den stofflichen Auswirkungen der industriellen Produktion wie
Abfall und Emissionen liegt. Betrachtet man die Ergebnisse und Empfehlungen der
Studien zu den ökologischen Gefährdungslagen, so ist zu sehen, daß der ökologische
Umbau und die ökologische Reformfähigkeit der Gesellschaft keine Frage einer mo-
mentanen „Laune“ ist, der man sich nach einer ökonomischen Stabilisierung wieder
zuwenden könnte. Vielmehr ist der ökologische Wandlungsprozeß auch innerhalb
der ökonomischen Restrukturierung dringend geboten. Die ökologischen Herausfor-
derungen stellen einen Teil eines umfassenden gesellschaftlichen Wandlungsprozesses
dar, in dem viele Momente gesellschaftlicher Strukturveränderungen zusammen-
kommen und sich gegenseitig verstärken. In dieser Hinsicht stellen sie aufgrund poli-
tischer, sozialer und ökonomischer Wirkzusammenhänge ein zutiefst soziales und
politisches Problem dar, das wesentlich von den historisch konkreten „gesellschaftli-
chen Naturverhältnissen“ (vgl. Demirovic 1991; Becker/Jahn/Wehling 1991) abhän-
gig ist und weit über den rein naturwissenschaftlichen Problemaufriß hinaus weist.
Ausmaß und Vielschichtigkeit der gesellschaftspolitischen Debatte über Umweltzer-
störung bzw. die „Nachhaltigkeitskonzeption“ verdeutlichen, daß die ökologische
                                               
1 Siehe hierzu beispielhaft die Studien von: Schmidt (1989); Winter (1990); Freimann (1990); Steger
(1992); Hildebrandt/Zimpelmann (1992); Hildebrandt u. a. (1994); Schülein/Brunner/Reiger
(1994); Birke/Schwarz (1994); Freimann/Hildebrandt (1995); Bundesumweltministerium/Umwelt-
bundesamt (1995); Pfriem (1995a); Hallay (1996); Burschel (1996).- 2 -
Dimension nicht mehr ein Problem der uns umgebenden „äußeren“ Natur ist, son-
dern in unterschiedlichen gesellschaftlichen Institutionen integriert ist und dort als
politischer Konflikt auftritt, der mit den historisch spezifischen gesellschaftlichen
Entwicklungsprozessen stets verbunden ist.
2
Die Diskussion der ökologischen Modernisierung hat auf der semantischen Ebene die
Gesellschaft erreicht, und das Leitbild vom „integrierten Umweltschutz“ ist in aller
Munde. Wenig klar ist allerdings, welche konkreten Auswirkungen die Umsetzung
dieses Leitbildes auf die Unternehmensstrukturen haben kann. Es ist unbestreitbar,
daß in den letzten Jahren gegenüber dem rein ökonomisch rationalen Unterneh-
menshandeln eine Vielzahl von Instrumenten, Konzepten und Methoden zur ökolo-
gischen Unternehmensführung entwickelt und diskutiert wurden. Mit den Instru-
menten des Umwelt-Auditing,
3 mit der betriebs- und produktbezogenen Ökobilan-
zierung, dem Umweltcontrolling, Öko-Design, Öko-Labelling, der Umweltberichter-
stattung, den Umweltkennzahlen und der Umweltkostenrechnung (vgl. Winter 1990;
                                               
2 So weisen Beck/Giddens/Lash (1996) auf die miteinander verbundenen und sich durchdringenden
Momente der gegenwärtigen Veränderungen der Selbstverständlichkeiten und Begründungsweisen
der Moderne hin, die in der Politisierung der neuen Konfliktsemantiken jenseits klassischer Poli-
tikformen und Politikorte in den gesellschaftspolitischen Diskussionen der Moderne bspw. in den
Diskussionen über Nachhaltigkeit, Globalisierung, Demokratie auftreten (vgl. Beck/Giddens/
Lash 1996). Auch wenn oftmals nicht ersichtlich ist, was sich hinter dem Zauberwort Nachhaltig-
keit an konkreter gesellschaftlicher Entwicklung verbirgt, so ist der Streit über die Nachhaltigkeit
als politisches Element in den unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen eingedrungen (vgl.
ebenda). Die Politisierung der gesellschaftlichen Teilbereiche zeigt sich ebenso in einer potentiellen
Politisierung der betrieblichen Rationalisierung. Beck spricht von einer Rationalisierung der Ra-
tionalisierung (entsprechend seiner Konzeption der reflexiven Modernisierung), in der die betrieb-
lichen Regel- und Machtsysteme selbst in die politische Entscheidungsfindung einmünden (ebenda,
S. 82). Obwohl der Politisierungsprozeß der sich wandelnden Konstitutionsbedingungen der Mo-
derne auf der betrieblichen Ebene keinen Automatismus zur Demokratisierung (Bürgerrechte im
Betrieb) und Ökologisierung der Unternehmen beinhaltet, so sind diese Momente dennoch in sich
vermittelt in diesem Prozeß enthalten und einer potentiellen Politisierung zugänglich.
3 Die Umwelt- oder Öko-Audit-Verordnung ist mit der sogenannten Audit-Verordnung der Euro-
päischen Union seit 1993 durch den Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaft (EWG
Verordnung Nr. 1836/93) „über die freiwillige Beteiligung gewerblicher Unternehmen an einem
Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung“ in Kraft ge-
treten. Gewerbliche Unternehmen können sich seit 1995 freiwillig einer Umweltprüfung unter-
ziehen und sich zertifizieren lassen. Im Rahmen der Öko-Audit-Zertifizierung müssen diese Un-
ternehmen nachweisen, daß sie die einschlägigen Umweltvorschriften einhalten, ein Umweltma-
nagementsystem entwickelt haben und die ökologischen Auswirkungen der Produktion in dem
Umfang zu reduzieren versuchen, wie es sich mit der „wirtschaftlich vertretbaren Anwendung der
besten verfügbaren Technik erreichen läßt“ (Verordnung (EWG) NR.1836/93 des Rates vom
29. Juni 1993, Artikel 3a). Die Verordnung betont die Eigenverantwortung der Unternehmen im
Umweltschutz und will diese zu einer ständigen Verbesserung im Umweltschutz – über die gesetz-
lichen Bestimmungen hinaus – bewegen. Neben diesem Ziel und der Verpflichtung, die Öffent-
lichkeit regelmäßig über eine Umwelterklärung über den Stand der Umweltpolitik im Unterneh-
men zu unterrichten, kam in den Diskussionen über eine ökologische Unternehmensreform im
Rahmen der Audit-Verordnung gerade dem Aspekt des zu entwickelnden Umweltmanagementsy-
stems eine große Bedeutung zu. Hierdurch werden weitgehende Reformen in der betrieblichen
Organisationsstruktur erwartet (vgl. Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg 1994
und Fichter 1995; kritisch dazu Fahs 1995).- 3 -
Freimann 1990; Steger 1992; Freimann/Hildebrandt 1995; Bundesumweltministeri-
um/Umweltbundesamt 1995) wurden Instrumente entworfen, die zur Stärkung des
ökologisch-sozialen und ethischen Verantwortungsdiskurses in Unternehmen beitra-
gen sollten (vgl. Ulrich 1987; Seifert/Pfriem 1989; Ulrich/Thielemann 1992). Aber
trotz all dieser Anstrengungen wurde Umweltschutz im Betrieb bis in die 80er Jahre
hinein als technische Aufgabe verstanden (End-of-the-pipe-Technologien etc.) und
den Experten in den Unternehmen – den Ingenieuren in den Stabsfunktionen – über-
lassen (vgl. Fichter 2000).
Da mit der Strategie des nachsorgenden Umweltschutzes kein proaktiver Umwelt-
schutz realisiert werden konnte, wurden seit Anfang der 90er Jahre verstärkt Um-
weltmanagementsysteme (vgl. Halley 1996) als Form des „integrierten Umweltschut-
zes“ mit dem Ziel entwickelt, Umweltschutz in den Unternehmensstrukturen zu
verankern und in die betrieblichen Funktionsbereiche und Abläufe – analog den Qua-
litätsmanagementsystemen – zu integrieren (vgl. Petrick/Eggert 1995). Umweltschutz
sollte als Komplementärmodernisierung zur ökonomischen Reorganisation der Un-
ternehmens- und Gesellschaftsstrukturen stattfinden (vgl. Huber 1995). Zur Stärkung
der Eigenverantwortung (Selbstverpflichtung) von Unternehmen im Umweltschutz
hat die Europäische Union 1993 die EG-Öko-Audit-Verordnung verabschiedet. Die
Teilnahme der Unternehmen am Umwelt-Audit (Eco Management and Audit
Scheme – EMAS), das im Dezember 1995 mit dem Umwelt-Audit-Gesetz (UAG) in
deutsches Recht umgesetzt wurde, ist freiwillig. Wie bei der Qualitätssicherung zielen
auch ökologische Managementsysteme und Öko-Audit nicht nur auf die Einhaltung
der Umweltschutzgesetze und des Status quo in den bestehenden Organisations- und
Prozeßstrukturen, sondern sie sollen unabhängig von den gesetzlichen Anforderun-
gen und über die gesetzlichen Anforderungen und Organisationsstrukturen und Be-
triebsabläufen hinaus eine kontinuierliche ökologische Verbesserung der Gesamtsi-
tuation der Unternehmen bewirken. So sieht das freiwillige Audit-System die regel-
mäßige Durchführung von Umweltbetriebsprüfungen (Audits), den Aufbau sowie die
Aufrechterhaltung und Pflege von Umweltmanagementsystemen, eine regelmäßige
öffentliche Berichterstattung durch eine Umwelterklärung und die stetige Verbesse-
rung der Umweltsituation der zertifizierten Betriebsstandorte vor.
Ein Blick in die betrieblichen Realitäten zeigt aber ein eher zurückhaltendes Bild hin-
sichtlich der praktischen Umsetzung und der realen ökologischen Ergebnisse dieser
Audit-Verordnung. Gemessen an der Gesamtzahl der Betriebe ist die Beteiligung am
Öko-Audit sehr gering. Nach einer Untersuchung des WSI (vgl. WSI 1998) waren es
1998 gerade mal etwas mehr als 1.000 Betriebe in Deutschland. Auf die „Umsetzungs-
und Erfolgsschwäche“ einer freiwilligen Vereinbarung der Unternehmen zum Um-
weltschutz hat auch schon 1997 das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung
(ZEW) in Mannheim mit der Feststellung hingewiesen, daß die Selbstverpflichtungs-
erklärung der Industrie, Umweltschädigungen zu reduzieren, de facto wenig bewirkt
hat (vgl. taz vom 9.1.99). Diesen Mangel an weitergehenden ökologisch inspirierten
organisationalen Wandlungs- und Lernprozessen in Unternehmen, die als Selbstorga-
nisationsprozesse jenseits einer staatlichen Reglementierung in Form einer Selbstver-
pflichtung stattfinden sollen, hat auch das Prognos-Institut in einer Untersuchung für
das Wirtschaftsministerium 1995 aufgezeigt (vgl. FR vom 17.2.1995).- 4 -
Gerade die Globalisierungsdiskussion und die damit verbundene Standortdebatte mit
ihren negativen Auswirkungen auf die Arbeits- und Sozialstrukturen der bestehenden
Gesellschaftsformation haben den ökologischen Reformprozeß in die Defensive gera-
ten lassen – unabhängig davon, ob die Dimensionen und die realen Auswirkungen
der Globalisierung der Ökonomie tatsächlich in dem Ausmaße zu treffen, wie sie
oftmals in der öffentlichen und wissenschaftlichen Diskussion als bereits realisiert
dargestellt werden.
4 Für die politische Diskussion und für die öffentliche Meinungs-
bildung sowie das gesellschaftspolitische Kräfteverhältnis ist schon oftmals die Seman-
tik der Globalisierung ausreichend, um die bestehenden nationalen sozialen Arran-
gements zu verschieben und aufzulösen (vgl. Beck 1997). Die ökonomischen, sozialen
und politischen Veränderungen des Industriestandorts Deutschland scheinen inner-
halb der öffentlichen Diskussion vieler Politiker, Gewerkschaftler und Industriever-
treter alle Fragen einer ökologisch sozialen Reformpolitik zugunsten einer einseitig
an klassischen ökonomischen Effizienzkriterien festgemachten Standortdebatte zu
parallelisieren. Der einseitige öffentlich hegemonial semantische Diskurs über die
Zwänge der ökonomischen Globalisierung stellt nach Ulrich Beck eine „entscheiden-
de Machtquelle dar, aus der die Unternehmerseite ihr strategisches Potential bezieht
und vermehrt“ (ebenda). Trotz dieser dominanten ökonomischen Diskussion wäre es
allerdings fatal, wenn die ökologischen Anforderungen innerhalb dieser Zukunftsde-
batte nicht berücksichtigt würden. Ein einseitiger ökonomischer Wachstumsdiskurs
unter den bisherigen Bedingungen wäre auch unter beschäftigungspolitischer Per-
spektive Teil des Problems und nicht Teil der Lösung (denn bekanntlich hat das ak-
tuelle Wirtschaftswachstum nicht nur zur Schaffung, sondern auch zur Abschaffung
bestehender Arbeitsplätze durch die immense Technologisierung und Produktivitäts-
steigerung in der Produktion und im tertiären Sektor beigetragen).
Trotz der feststellbaren breiten Diskussion über Ursachen der Umweltzerstörung
und mögliche Handlungsansätze mahnen die „realen Erfolge“ integrierter Umwelt-
                                               
4 Hinsichtlich der Dimensionen und Folgen der erwarteten Globalisierung bestehen in der wissen-
schaftlichen und politischen Diskussion divergierende Einschätzungen. Der Begriff ist durch ein
hohes Maß an Intransparenz gekennzeichnet. So scheint es unklar zu sein, ob von einer Globali-
sierung, einer „Glokalisierung“ (Globalisierung plus Lokalisierung) oder einer speziellen Denationa-
lisierung bei bestehenden nationalen Handlungsmöglichkeiten und/oder einer verstärkten Bedeu-
tung regionaler Strukturzusammenhänge gesprochen werden sollte. Was allerdings unstrittig zu
sein scheint, ist, daß die (nationale) Politik auf die realen oder vermuteten Auswirkungen dieses
Prozesses reagiert, die mit dem wenig präzisen Begriff bezeichnet werden. Weder haben sich die
Handelsströme globalisiert – sie finden nach wie vor hauptsächlich innerhalb der OECD Staaten
statt –, noch sind Lohndifferenzen und Lohnhöhe letztlich monokausal verantwortlich für die Be-
schäftigungskrise und für Investitionsentscheidungen. Wirklich neu an der „Globalisierung“ ist
ökonomisch die zunehmende Internationalisierung des Geld- und Finanzkapitals, die Abhängig-
keit der nationalen Wirtschaft von ihrer globalen Wettbewerbsstärke und der potentiellen Mög-
lichkeit der Internationalisierung der Produktion (global player). Politisch neu ist z. B. die Verrin-
gerung der Handlungsfähigkeit des Nationalstaates und die Erosion politischer und sozialer natio-
nalstaatlicher Arrangements. Soziologisch neu ist z. B. eine raumzeitliche Abstandsvergrößerung
von Handlungsentscheidungen und die Auflösung traditionaler räumlicher Gemeinschaften (vgl.
beispielhaft zur Breite der Diskussion: Narr/Schubert 1994; Giddens 1995; Koch 1995; Altvater/
Mahnkopf 1996; Dreher 1996; Voelzkow 1996; Wiesenthal 1996; Beck 1997; Beck/Giddens/Lash
1997; Hoffmann 1997).- 5 -
schutzstrategien in den Unternehmen eher zur Vorsicht. Dies gilt nicht nur im Rah-
men einer allgemeinen gesellschaftspolitischen Diskussion einer „Nachhaltigkeits-
konzeption“, sondern gerade auch auf der Ebene des betrieblichen Umweltschutzes.
Eine Erklärung liegt darin, daß die Entwicklung eines integrierten Umweltschutzes
eine Querschnittsaufgabe für den gesamten Betrieb darstellt und umfangreiche techni-
sche Änderungen, aber auch innerorganisatorische Veränderungen voraus setzen (vgl.
Birke/Schwarz 1994; Pfriem 1995a; Freimann 1990; Freimann/Hildebrandt 1995;
Dückert/Groth/König 1998). Der Übergang vom „nachgeschalteten“ zum „integrier-
ten“ Umweltschutz bewirkt auf der Unternehmensebene eine Hinterfragung der bis-
herigen Interaktionsbeziehungen und Organisationsstrukturen. Die zusätzlichen
Strukturveränderungen auf der Ebene der Unternehmens- und Arbeitsorganisation
setzen aufgrund ihres systemischen und ganzheitlichen Charakters (Abflachung von
Hierarchien, Partizipationsmanagement, Prozeßbetrachtung etc.) neue Formen der
innerbetrieblichen Interaktions- und Kommunikationsprozesse voraus (Birke/
Schwarz 1994; Pfriem 1995a; Burschel 1996; Birke/Schwarz 1997; Dückert/Groth/
König 1998). Für Organisationsinnovationen ist es charakteristisch, daß sie die beste-
henden Strukturen nicht lediglich reproduzieren, sondern diese durch neue Kombi-
nationen überschritten werden. In dieser Perspektive eröffnen Innovationen einen
neuen Handlungsraum, in dem ein rein adaptives Verhalten ausgeschlossen ist. Die
damit verbundenen Implementationsprobleme – hierauf haben die unterschiedlichen
mikropolitischen Betriebsfallstudien hingewiesen (Birke/Schwarz 1994; Burschel
1996; Dückert/Groth/König 1998) – machen die Beteiligung vieler Akteure – insbe-
sondere auch der betrieblichen Interessenvertretung und der Beschäftigten – an den
umfassenden betrieblichen Veränderungsprozessen erforderlich, da es entscheidend
auf die Erstellung neuer Kombinationen, Interaktionen und Kommunikationsformen
zwischen den Organisationsakteuren für einen Innovationsprozeß ankommt.
Gegenüber dem rein technischen Umweltschutz (end-of-the-pipe) ist für eine inte-
grierte Umweltschutzkonzeption ein umfassender Organisationswandel – ein „Ma-
nagement of Change“ – erforderlich. Bereits aus der frühen Organisationsforschung
ist bekannt, daß Unternehmen keineswegs nur einer Rationalität folgen, sondern eine
Sammlung begrenzter und lokaler Rationalitäten mit vielen unterschiedlichen Macht-
strukturen bilden (vgl. Scott 1986; Kieser 1993; Friedberg 1995; Ortmann/Sydow/
Türk 1997). Die Implementation von integrierten Umweltschutzkonzepten in Un-
ternehmen hängt nicht nur von der „richtigen“ Umsetzung von reinen Modellan-
nahmen und Modellkonzepten durch die Unternehmensleitung ab (Birke/Schwarz
1994; Burschel 1996; Dückert/Groth/König 1998). Vielmehr kommt einer mikropo-
litischen Betrachtung mit ihrer Konzentration auf Macht, Ungewißheitszonen und
die Vermittlungsversuche von „Struktur und Handlung“ eine entscheidende Bedeu-
tung für betriebliche Veränderungsprozesse zu (vgl. Ortmann 1995; Ortmann/Sy-
dow/Windeler 1997; Birke/Schwarz 1994). Eine mikropolitische Fundierung ist er-
forderlich, um zu zeigen, weshalb im Betrieb bestimmte Entscheidungen getroffen
bzw. nicht getroffen werden (vgl. Birke/Schwarz 1997; Ortmann 1995; Küpper/Ort-
mann 1992). Gegenüber rationalen Modellannahmen werden damit die ausbleibenden
ökologischen Veränderungsprozesse in Unternehmen oftmals realitätsnäher erklärbar
als durch den einfachen Glauben an die rationale und optimale Anpassungsfähigkeit- 6 -
von Organisationen an externe Anforderungen. Darüber hinaus wird die Kontingenz
innerhalb von Veränderungsprozessen immer wichtiger. „Implementationen folgen
keiner festen Entwicklungslogik, sie sind immer auch anders möglich“ (Dückert/
Groth/König 1998, S. 17).
Die Anforderungen, die sich mit einem integrierten Umweltschutzsystem für das
Unternehmen verbinden, machen die Veränderungsparadoxie eines betrieblichen
Umweltschutzes in einer mikropolitischen Perspektive deutlich. Cebon (1996) hat in
einer US-amerikanischen Untersuchung nachgewiesen, daß integrierte Umwelt-
schutzmaßnahmen in Unternehmen nur schwer zu verwirklichen sind, da sie tief in
die bestehenden Organisationsstrukturen eingebettet und schwerer zu verwirklichen
sind als die nicht eingebetteten. Das Veränderungsparadox besteht nun darin, daß je
größer der ökologische Nutzen der Maßnahme ist, desto tiefer gehen auch notwendi-
ge Veränderungen im Unternehmen und desto geringer ist deren Eintrittswahrschein-
lichkeit (vgl. Dückert/Groth/König 1998, S. 14; Cebon 1996). Die Implementa-
tionsprobleme können möglicherweise eher überwunden werden, wenn verschiedene
Akteure in unterschiedlichen (partizipativen) Beteiligungsformen in diesen Prozeß
einbezogen sind. Ökologische Betriebsprozesse bedürfen aufgrund ihrer inhärenten
Macht- und Interessenstrukturen und der Ersetzung von Optimalität durch Validität
in der Ausrichtung des Organisationshandelns einer mikropolitischen Operationali-
sierung, die die unterschiedlichen Handlungsfähigkeiten der verschiedenen Akteure
in der Organisation reflektiert. Um die ökologischen Handlungschancen in Unter-
nehmen realitätsnah einzuschätzen, ist es darüber hinaus erforderlich, diese im Zu-
sammenhang mit den ökonomischen Reorganisationsprozessen (ökologische Be-
triebspolitik als komplementäre Reorganisationsanforderung) zu betrachten.
Bezogen auf eine konsequente ökologische Unternehmensreform deutet sich an, daß
der Vernetztheit ökologischer, sozialer und politischer Fragestellungen und den da-
mit verbundenen Regulierungsformen sowohl auf der gesellschaftlichen als auch auf
der betrieblichen Ebene nicht mit komplexitätsreduzierenden Handlungsorientierun-
gen und szientistischen Modellannahmen begegnet werden kann. Dies zeigt sich nicht
zuletzt auf der betrieblichen Ebene, wenn es gilt, ökologische Instrumentarien be-
trieblicher Steuerung zu installieren. Die Kontingenz sozialer Entscheidungsverläufe
und die Interdependenzen ökologischer Wirkzusammenhänge verdeutlichen, daß ein
Verständnis des betrieblichen Umweltschutzes nach rein funktionalen und zweckra-
tionalen Kriterien der Information – Maßnahmenplanung, Maßnahmenrealisierung,
Problemlösung – nicht die damit verbundenen Erfolge zeitigt. Gerade eine ökologi-
sche Betriebspolitik innerhalb einer Nachhaltigkeitskonzeption – der konzeptionelle
Dreiklang von Effizienz, Konsistenz und Suffizienz – bedarf einer handlungs- und
mikropolitischen Fundierung, wenn es sich nicht lediglich um eine szientistische
Übung platonischer Modellannahmen im Rahmen des „richtigen“ Wissens einer
Ideenlehre über das ökologisch korrekte Verhalten in Betrieben handeln soll.
5 Auf
                                               
5 Dieser Vorwurf wurde auch gegenüber der Wuppertal-Studie erhoben, da das Institut in der ange-
führten Studie die Handlungs- und Durchsetzungschancen eines derartigen ökologischen Gesell-
schaftsumbaus hinsichtlich gesellschaftlicher Interessendifferenzen und machtpolitischer Blockie-
rungen weitgehend ausgeblendet habe. Dies stellt sicherlich ein Manko dar, erklärt sich jedoch- 7 -
diesen Sachverhalt haben die unterschiedlichen mikropolitischen Betriebsfallstudien
immer wieder hingewiesen (vgl. Birke/Schwarz 1994; Föste 1994; Burschel 1996;
Dückert/Groth/König 1998).
                                                                                                                                         
vielleicht aus den forschungsstrategischen und ökonomischen Interessen des Instituts (vgl. zur Kri-
tik beispielhaft Altvater 1996).- 8 -
2. Theoretische Ausgangslagen
2.1 Ökologische und ökonomische Reorganisationsanforderungen
sowie organisationstheoretische Voraussetzungen einer
ökologischen Betriebspolitik
Trotz nicht zu leugnender „Blockaden“ in der Entwicklung und integrierten Umset-
zung des betrieblichen Umweltschutzes wird in der ökologischen Diskussion unbe-
irrt auf den wachsenden ökologischen Handlungsdruck für Unternehmen verwiesen
(vgl. Huber 1995; Pfriem 1995a; Hallay 1996). So wird hervorgehoben, daß die Un-
ternehmen aus strukturellen und gesellschaftspolitischen Gründen nicht nur ökono-
misch, sondern auch ökologisch unter einen verschärften Anpassungsdruck geraten.
Neben der Öko-Audit-Verordnung wird dies gerade auch mit den ökonomischen
Grenzen des bisherigen nachgeschalteten Umweltschutzes begründet, der im Zeitver-
lauf immer teurer wird. Weitere Gründe hierfür könnten sich durch das mögliche
Zusammenspiel verschiedener ökologischer Regulierungsformen wie Produkt- und
Umwelthaftung, Kreislaufwirtschaftsgesetz, Öko-Steuer etc. ergeben. Zumindest in-
nerhalb der Diskussionen über eine ökologische Modernisierung der Volkswirtschaft
wird davon ausgegangen, daß sich die Wirtschaft ökologischer verhalten soll, um
langfristig den Verbrauch natürlicher Rohstoffe und die Emissionen an die natürliche
Umwelt zu reduzieren. Das ökonomische Eigeninteresse und die Einführung von
Umweltmanagementsystemen in die Betriebsstrukturen sollen den Übergang vom
nachgeschalteten zum integrierten Umweltschutz und somit eine ökologische Mo-
dernisierung der bestehenden Industriestrukturen ermöglichen (vgl. Huber 1995).
Auf diesen ökologisch (und zugleich auch ökonomisch) inspirierten Modernisie-
rungsdiskurs beziehen sich auch die umfangreichen Instrumentarien des betrieblichen
Umweltmanagements und der ökologischen Betriebsführung sowie die Intentionen
der EU Öko-Audit-Verordnung. Dahinter verbirgt sich die Vorstellung, daß Ökolo-
gie und Ökonomie immer mehr zu einer zusammengehörigen Systemkomponente
verschmelzen und einen tiefgehenden Modernisierungsprozeß in der Volkswirtschaft
auslösen (Huber 1995). Ökologische Unternehmenskonzepte, die inzwischen breit
diskutiert werden, vermitteln dabei oft den Eindruck, daß bei ihrer „richtigen“ An-
wendung, also einer rational-funktionalen Implementierung, ein ökologischer Orga-
nisationswandel leicht umsetzbar wäre. Gegenüber diesen vorschnellen Annahmen
einer Ökologisierung bestehender Betriebs- und Gesellschaftsstrukturen und damit
einer Harmonie von Ökologie und privat-dezentraler Ökonomie kann auf vielfältige
systemische und personale Blockierungen in diesem Prozeß verwiesen werden. Be-
triebliche Ökologisierungsprozesse unterliegen schließlich in unserem Wirtschaftssy-
stem weiterhin den ökonomischen Zwecksetzungen der Unternehmen, und die öko-
logischen Gestaltungsoptionen und ihre organisations- und arbeitspolitische Umset-
zung jenseits idealtypischer Modellannahmen sind von den entscheidungsrelevanten
Akteuren im Unternehmen, ihren Interessen, Fachkompetenzen und betriebspoliti-- 9 -
schen Durchsetzungsmöglichkeiten und deren Einbettung in Unternehmenskulturen
abhängig (Birke/Schwarz 1994; Föste 1994; Burschel 1996, Dückert/Groth/König
1998).
Darüber hinaus scheint es ebenso wichtig zu sein, den Zusammenhang von ökologi-
scher Unternehmensreform und den Veränderungen der Produktions- und Arbeits-
strukturen zu betonen. Die Durchsetzung einer ökologischen Unternehmensreform
ist insofern sowohl von einer politischen Auseinandersetzung über die Arbeits- und
Produktionsstrukturen als auch von einer Auseinandersetzung mit den damit ver-
bundenen innerbetrieblichen Strukturveränderungen abhängig. Hier zeigt sich dann
auch der „politische Gehalt“ einer nicht-instrumentellen Behandlung einer ökologi-
schen Unternehmensreform, geht es doch um die Schnittstelle von Modernisierungs-
prozessen in den Arbeits- und Produktionskonzepten und den ökologischen Anfor-
derungen an eine Organisationsreform, somit um die ökologische Ausgestaltung der
Produktion im Zuge von unternehmerischen Restrukturierungsprozessen, die auf-
grund der mit den angestrebten Modernisierungsprozessen verbundenen Kontingen-
zen Gestaltungsoptionen jenseits enger zweckrational-ökonomischer Kalküle eröff-
nen.
In den vorherigen Ausführungen deutet sich bereits an, daß sich die theoretische Vor-
stellung über die Funktionsweise einer Organisation an dem Modell des „Rational
Actor Paradigm“ (vgl. Cebon 1996) in der Realität kaum ungebrochen aufrechterhal-
ten läßt. Die Annahme, eine Organisation würde über klare Präferenzen, eindeutige
Informationen und eine angemessene Verarbeitungsfähigkeit dieser Informationen
verfügen, um auf dieser Grundlage rationale Entscheidungen treffen zu können, ver-
kennt die internen Funktionsweisen von Organisationen bei innerbetrieblichen Ent-
scheidungsfindungen. Diese potentielle „Nicht-Abgeschlossenheit“ unternehmeri-
scher Organisationsprozesse im Sinne eines unterlegten Rationalitätsparadigmas läßt
sich auch an den organisationstheoretischen Diskussionen festmachen, die nochmals
auf die Bedeutung politisch motivierter Organisationsdebatten hinweisen und die
einerseits mit der historisch dominanten Unterstellung von (der) „Rationalität“ in
Organisationen brechen und andererseits die Interdependenz von System und Akteur
in der Organisationsanalyse hervorheben.
6
Diese Ausgangsüberlegung für die Ermöglichung einer ökologischen Betriebspolitik,
die bewußt auf die politische Handlungsmöglichkeit der Akteure innerhalb bestehen-
der Handlungskorridore aufbaut, begründet sich nicht zuletzt durch eine in der Or-
ganisationssoziologie feststellbare Abkehr vom Rationalitätsparadigma: Klaus Türk
spricht in diesem Zusammenhang von einer „Dynamisierung, Rehumanisierung und
Politisierung“ in der Organisationstheorie (Türk 1989, S. 10). Für die Ermöglichung
einer ökologischen Betriebspolitik kommt insbesondere den Theorieansätzen und
Diskursen eine besondere Bedeutung zu, die auf die Handlungschancen unterschiedli-
                                               
6 Zum Überblick über die Entwicklung unterschiedlicher theoretischer Ansätze in der Organisa-
tionstheorie und der sukzessiven Auflösung eines unterstellten Rationalitätsparadigmas des Orga-
nisationsbegriffs sei beispielhaft verwiesen auf: Weick (1985); Scott (1986); Küpper/Ortmann
(1988); Türk (1989); Kieser (1993); Theis (1994); Ortmann (1995) und Friedberg (1995).- 10 -
cher Akteure und möglicher Allianzen in den Betriebsorganisationen eingehen und
die in der Organisationstheorie begründete „begrenzte Rationalität“ in den Entschei-
dungsfindungen berücksichtigen.
Ökologische Handlungsanforderungen zeichnen sich dadurch aus, sich einer linearen
und auf funktionale Teilsysteme des Betriebs bezogenen Betrachtungsweise zu ent-
ziehen. Sie sind mehrdimensional und funktionsübergreifend wirksam. Somit geht es
auf der einzelbetrieblichen Ebene nicht nur um die Vermittlung von Ökonomie und
Ökologie unter einzelwirtschaftlichen Rentabilitätsgesichtspunkten, sondern zugleich
um die „Befähigung“ zur Implementierung eines Wandels bisheriger betrieblicher
Organisationsstrukturen, des Organisationsverständnisses und den damit verbunde-
nen notwendigen Lernprozessen (vgl. Birke/Schwarz 1994; Pfriem 1995a und 1995b).
Die Anforderung an die bestehenden Organisationsstrukturen, ein „Management of
Change“ zu initiieren, erfordert eine Neufassung bisheriger Interaktions-, Kooperati-
ons- und Konsensstrukturen zwischen den betrieblichen Akteuren. Zumindest auf
der theoretischen Ebene existieren hier gewisse Parallelen zur ökonomischen Re-
strukturierung des Unternehmens, wie sie sich in neuen Managementkonzepten und
Umweltmanagementsystemen darstellen (vgl. Birke/Schwarz 1994; Girschner 1990;
bezogen auf organisationale Lernanforderungen: Geißler 1995). Allerdings, und hier-
auf haben ebenfalls Birke und Schwarz (1994) hingewiesen, sind auch die entgegenge-
setzten Momente belegt, in denen die Potentiale selbstreflexiver Organisationsent-
wicklung und eigenverantwortlicher Arbeits- und Führungsstrukturen nicht aufge-
griffen werden und auf klassische Top-down-Entscheidungsstrukturen und ein reines
Kostenmanagement zurückgegriffen wird (ebenda, S. 151).
Der Wandel zur schlanken Fabrik und zur schlanken Produktion hat die Sozial-, Be-
schäftigten-, Organisations- und Produktionsstrukturen tiefgreifend verändert. Auch
die Überlegungen im Konzept der Lean Production beziehen sich nicht nur auf die
Produktion, sondern auf das gesamte Feld des Betriebs und der inneren wie äußeren
betrieblichen Beziehungen: die Ausgestaltung der Arbeitsbeziehungen, die Beziehun-
gen zu den Kunden – dies auch in Form innerbetrieblicher Kundenbeziehungen –,
Fragen der Konstruktion und der Qualität, Just in Time (JIT) und Verringerung der
Fertigungstiefe etc. Insgesamt kann durchaus davon gesprochen werden, daß nicht
weniger als die bisher geltenden „Konstruktionsprinzipien des deutschen Produkti-
ons- und Politikregimes“ zur Disposition stehen. Die Etablierung neuer Sozial- und
Produktivitätspakte, neuer Formen der Regulation der industriellen Beziehungen und
neuer Politikformen müssen ebenso entwickelt werden, wie die betrieblichen Bezie-
hungen auf der Grundlage dieser Veränderungsprozesse neu gestaltet werden müssen
(vgl. Hilbert/Schmidt 1994, S. 124). Die Erzielung weiterer Produktivitätseffekte be-
dingt aber neben der reinen Steigerung der Produktivitätseffizienz auch die Steige-
rung der Innovationsdynamik im Sinne der Fähigkeit zum organisationalen Lernen
in den Unternehmen (vgl. Girschner 1990; Schreyögg/Noss 1995; Geißler 1995; Wie-
senthal 1995b). In dieser Sichtweise stehen Fragen der Informations- und Kommuni-
kationsbeziehungen, der Wissensproduktion und des Wissenstransfers im Mittel-
punkt der Unternehmensreorganisation. Im Rahmen der Erhöhung der Lernfähigkeit
von Organisationen erfahren die Momente der systematischen Überlappung von
Wissen, Kenntnissen und Fähigkeiten zwischen Individuen und Organisationen in-- 11 -
nerhalb und zwischen Unternehmen (z. B. die Zulieferbeziehungen innerhalb der
Wertschöpfungskette) eine wachsende Bedeutung für die Neugestaltung der Betriebs-
strukturen.
2.2 Die Bedeutung von Lernprozessen für mögliche Neuansätze
einer Betriebspolitik
Für die Stabilität und Entwicklungsfähigkeit sozialer Systeme sind Lernprozesse von
zentraler Relevanz. Die Auflösung fester Handlungsrahmen für gesellschaftliche Ak-
teure, das Fehlen eines „Steuerungszentrums“ auf den unterschiedlichen Gesell-
schaftsebenen (z. B. des Staates und des Unternehmens) – auch im Verhältnis der ein-
zelnen Akteure zu den sogenannten kollektiven Großakteuren (z. B. Gewerkschaf-
ten) –, bedingt einen Bedeutungszuwachs der organisationalen Lernprozesse, um be-
triebliche Entwicklungsprozesse zu ermöglichen. Die „organisatorische Revolution“
in den Unternehmen, die mit Begriffen Lean Production, Total Quality Management
(TQM), virtuelles oder fokales Unternehmen bezeichnet werden kann, macht die
Fähigkeit, sich fortlaufend mit den gewandelten Anforderungen auseinanderzusetzen,
letztlich zum Erfolgsfaktor eines Unternehmens. Gleichzeitig drückt sich in der
Lernfähigkeit von Organisationen auch ein Paradigmenwechsel aus: der Übergang
von der klassischen Betriebswirtschaftslehre zur Organisations- und Managementwis-
senschaft (vgl. Geißler 1995; Schreyögg/Noss 1995; Wiesenthal 1995b; Pfriem 1995b).
Allerdings kann in der Konzeption der lernenden Organisation auch auf inhärente
Unstimmigkeiten und Paradoxien aufmerksam gemacht werden, die eine vorschnelle
positive theoretische Konzeptionalisierung dieses Ansatzes fragwürdig erscheinen
lassen. Hendrik Vollmer (1996) zeigt das Dilemma innerhalb der Theorie der lernen-
den Organisation auf. Entweder es kommt zu einem Ausbau institutionalisierter Wis-
sensstrukturen, was unter der Beibehaltung der Lernfähigkeit von Organisationen
aber „vor der Ebene integrativer Sinnmomente haltmachen muß“, oder mit der Ein-
schränkung von Institutionalisierungsmöglichkeiten wird letztlich die Lernfähigkeit
gänzlich gefährdet. Insgesamt kommt Vollmer zu dem Schluß, daß aufgrund der
Ambivalenzen innerhalb des Prozesses einer lernenden Organisation keine allgemei-
nen Kriterien benannt werden können: „... die Institutionalisierung lernender Orga-
nisationen kann man sich letztendlich nur noch als ein Erreichen eines jeweils für
eine besondere Organisation angemessenen Gleichgewichts vorstellen, in dem sich
Institutionalisierungsdruck und Institutionalisierungslücke auspendeln“ (Vollmer
1996, S. 336). Dies stellt für Unternehmen jedoch nicht einen insgesamt rational
planbaren und feststehenden Weg zur lernenden Organisation dar. Offensichtlich
scheint es sich um organisationspolitisch zu nutzende „Freiheitsgrade“ zu handeln,
die die jeweiligen Akteure in ihrer Praxis zur Auffindung der notwendigen „Balance“
nutzen müssen. Auch insofern handelt es sich letztlich um eine soziale und mikropo-
litische Dimension der Ermöglichung einer speziellen Organisationsentwicklung, die
gerade „good enough“ sein muß, damit sie neue Lernprozesse immer wieder ermögli-
chen kann.- 12 -
Für eine ökologische Unternehmensentwicklung bedarf es auch einer Operationali-
sierung der postulierten notwendigen Lernprozesse in Unternehmen. So ist in der
Literatur bspw. nicht eindeutig geklärt, was unter den einzelnen Lernphasen genau zu
verstehen ist, wie sie in die jeweiligen Veränderungsprozesse der Unternehmen zu
übertragen sind und wie man sich die Transformation der individuellen Lernphasen
in kollektive und letztlich organisationale Lernphasen vorstellen soll. Zwar gibt es die
immer wieder zitierten und angeführten Übersetzungen der einzelnen Lernphasen,
die sich auf die in der Literatur angeführten drei qualitativ unterschiedlichen Lernni-
veaus beziehen (vgl. Argyris/Schön 1978):
–  Anpassungslernen (single-loop learning), als die Vermeidung von Entscheidungs-
irrtümern innerhalb vorgegebener Handlungsnormen und -ziele;
–  Veränderungslernen (double-loop learning), ein Lernen, welches eine Korrektur
dieser Ziele bewirken kann und letztlich
–  das Lernen zu lernen (deutero learning), bei dem die Lernprozesse selbst Gegen-
stand des Lernens sind (vgl. Pfriem 1995b).
Aber unklar bleibt eben auch hier, wie ein Konzept einer ökologisch lernenden Or-
ganisation letztlich in der betrieblichen Praxis aussehen kann und wie diese ökologi-
schen Lernprozesse sich gegenüber der externen Referenzebene des Betriebs (den
ökonomischen Markt- und Konkurrenzbedingungen nach innen und außen) behaup-
ten können. Werden diese Lernprozesse innerhalb der Organisation in Form einer
Prozeßtheorie verstanden, dann gilt es, auch die mikropolitischen Restriktionen in
der Gestaltung und Ausgestaltung einer lernenden Organisation einzubeziehen. So
kann die Konzeption des Organisationslernens zwar einige Mängel der klassischen
Organisationstheorie und Managementlehre ausgleichen, aber letztlich bedarf sie ei-
ner organisationspolitischen und analytischen Tiefenschärfe mittels einer mikropoli-
tischen Fundierung und verdeutlicht gerade an dieser Stelle, daß die ökologische Un-
ternehmensreform eine explizit politische Frage ist, in der sich unterschiedliche Vor-
stellungen und Interessen gegenüberstehen, die sich an unterschiedlichen Entwick-
lungsmomenten im Unternehmen festmachen und sich eben nicht nur auf den ver-
meintlichen Kernbereich ökologischer Fragestellungen beziehen (vgl. zu dieser De-
batte bspw. Pfriem 1995b; Probst 1995; Geißler 1995; Petersen 1995; Birke/Schwarz
1997).
Geht man dennoch von einer gewissen Bedeutung der betrieblichen Lernprozesse für
organisatorische Wandlungsprozesse aus, dann müssen Betriebsräte ihrerseits versu-
chen, Einfluß auf diese Lern- und Organisationswandlungsprozesse zu gewinnen und
in den Fragen der betrieblichen Neugestaltung auf der arbeitspolitischen und ökologi-
schen Ebene Kompetenz zu erlangen. Damit sind Anforderungen an eine gewandelte
und beteiligungspolitisch orientierte Betriebsarbeit verbunden. So weisen Birke/
Schwarz (1994) bezüglich einer ökologischen Betriebspolitik auf die Notwendigkeit
der Erarbeitung betriebspolitischer Entwicklungskonzepte für ein Co-Management
der Betriebsräte hin, wenn der betriebliche Umweltschutz über den konventionellen
Bereich der Arbeitspolitik hinaus entwickelt werden soll. Darüber hinaus kommt
auch die Studie von Bundesmann-Jansen und Frerichs (1995) zu dem Ergebnis, daß
die veränderten Unternehmensstrukturen (die sich aufgrund ökonomischer Anforde-- 13 -
rungen ergeben) von den Gewerkschaften eine neue Betriebspolitik (vgl. Frerichs
1995) und neue Formen der Organisationsstrukturen und Beteiligungsmöglichkeiten
verlangen und tendenziell zu einer politisierten Form des Co-Managements der Be-
triebsräte im Unternehmen führen müssen. Diese Art des Co-Managements und der
Öffnung betrieblicher Reorganisationsprozesse für betriebliche Diskussionsprozesse
ermöglicht es aber auch, daß betriebliche Entwicklungsprozesse überhaupt betriebs-
öffentlich thematisierbar werden und somit den „Zwang“ einer betrieblichen Ausein-
andersetzung und Verständigung hervorrufen. Natürlich kann nicht davon ausgegan-
gen werden, daß in Unternehmen, die immer auch macht- und herrschaftsstrukturier-
te Organisationsformen sind, eine idealtypische Form der Beteiligung und des „herr-
schaftsfreien Diskurses“ (Habermas 1981) stattfindet. Aber die Etablierung von Betei-
ligungsformen eröffnet die Möglichkeit der punktuellen Öffnung dieser hierarchi-
schen und dominanten Betriebsstrukturen. Die real vorhandenen Mitwirkungsmög-
lichkeiten der Betriebsräte im betrieblichen Geschehen verweisen zudem darauf, daß
in allen Betrieben vielfältige informelle Abstimmungs- und Kompromißprozesse
stattfinden, die den Beschäftigten schon heute durchaus Einflußmöglichkeiten jenseits
der rechtlich vorgesehenen Mitbestimmungsmöglichkeiten des Betriebsverfassungsge-
setzes auf die ökologische Unternehmensentwicklung eröffnen können, sofern sie
von den Akteuren denn gewollt werden. So bietet das Betriebsverfassungsgesetz
(BetrVG) zwar einige rechtliche Anknüpfungspunkte für den Betriebsrat im betrieb-
lichen Umweltschutz; insbesondere gilt § 80 Abs. 1 Nr. 1 für die allgemeine Pflicht
zur Überwachung gesetzlicher Vorschriften auch für umweltrelevante Vorschriften
und die Beteiligungsrechte des Betriebsrates. Darüber hinaus bietet § 87 BetrVG dem
Betriebsrat einige Möglichkeiten, auch im betrieblichen Umweltschutz aktiv zu wer-
den, und es kann die Beteiligung des Betriebsrates im Umweltschutz auch über eine
Betriebsvereinbarung gesichert werden gemäß § 88 BetrVG. Letztlich muß aber doch
festgestellt werden, daß die Voraussetzung für die Einflußnahme des Betriebsrates auf
den betrieblichen Umweltschutz daran gebunden ist, daß er die gesetzlichen Regelun-
gen des BetrVG betriebsökologisch auslegen und interpretieren muß, da ihm kein
direktes und eigenständiges Mandat im betrieblichen Umweltschutz im Rahmen des
Betriebsverfassungsgesetzes zukommt (vgl. Biere/Zimpelmann 1997; Dückert/
Groth/König 1998, S. 76ff.; Schmidt 1998).
2.3 Ökonomische Reorganisationstendenzen in Unternehmen
Ausprägungen und Umsetzungsweite betrieblicher Restrukturierungsanstrengungen
sind in Unternehmen und Branchen unterschiedlich weit gediehen. Wesentliche Ge-
meinsamkeiten der Restrukturierungsintentionen lassen sich jedoch feststellen. Unter
dem Leitbild der schlanken Fabrik, der Lean Production, findet ein Prozeß in den
Betrieben statt, der anfänglich als „partizipative Wende“ prognostiziert wurde (vgl.
Kern/Schumann 1984) und sich heute eher als Rationalisierungsstrategie und Ko-
stenmanagement darstellt. Allerdings wird dieser Prozeß von Partizipationsangeboten
und neuen Arbeitsorganisationen begleitet, die eine Analogie zu den früheren Ansät-
zen einer Strategie der Humanisierung der Arbeitswelt aufweisen (vgl. Dörre/Neu-- 14 -
bert 1995). Mit diesem Prozeß verbindet sich eine soziale und politische Aufwertung
betrieblicher Politikstrukturen, die sich durch die Zunahme von „Ungewißheitszo-
nen“ (Crozier/Friedberg 1979) und dem Auftauchen „neuer betrieblicher Akteure“
im Rahmen betrieblicher Reorganisationsprozesse ergeben. Dörre und Neubert cha-
rakterisieren diesen Prozeß als eine Mischung von harten Produktionszielen und wei-
chen Verhaltensdimensionen, die auf betrieblich sozialen Integrationsprozessen basie-
ren (vgl. Dörre/Neubert 1995).
Neu an den Reorganisationsprozessen ist, daß die bisherigen Formen der Rationali-
sierung und der Unternehmensstrukturen den neuen Veränderungsanforderungen,
die sich durch verstärkte Marktkonkurrenz, flexible Arbeits- und Produktionsanfor-
derungen und der Globalisierung der Ökonomie ergeben, nicht mehr adäquat ent-
sprechen können (vgl. beispielhaft: Weltz 1995; Kern/Sabel 1994; Hirsch-Kreinsen
1994 und 1995; Flecker/Schienstock 1994; Sauer/Döhl 1994). Unabhängig von den
unterschiedlichen Gewichtungen in den einzelnen theoretischen Zugängen der indu-
striesoziologischen Diskussion scheint jedoch gesichert zu sein, daß die Entwick-
lungstendenzen der industriellen Arbeit im Kontext struktureller Veränderungen des
gesamten Produktionsprozesses zu analysieren und zu interpretieren sind. Die Orga-
nisationsstrukturen der Unternehmen und die gesamte Produktions- und Wertschöp-
fungskette geraten in den Blick wissenschaftlicher Betrachtungen und betrieblicher
Rationalisierungsanstrengungen, die sich nicht mehr allein auf die Arbeitskraft bezie-
hen lassen (vgl. Sauer/Döhl 1994; Hirsch-Kreinsen 1994).
Trotz der immer wieder angeführten ökonomischen Restriktionen können organisa-
tions- und mikropolitische Annahmen über die Handlungsmöglichkeiten in Organi-
sationen betriebsökologische Handlungsperspektiven und Handlungskorridore jen-
seits ökonomischer Determinierungen aufzeigen. Letztlich, so die These, ist die kon-
krete Ausgestaltung betriebsökologischer „Wirklichkeiten“ weniger eine Frage ausge-
klügelter Modelle und Konzepte, sondern eine Frage politischer Auseinandersetzun-
gen um die Freiheitsgrade der jeweiligen Gestaltungsmöglichkeiten gegenüber den
vermeintlichen ökonomischen Sachzwängen. Hierauf haben Studien hingewiesen, die
den Betrieb nicht als ökonomisch bestimmte „black box“ analysieren, sondern den
Betrieb als soziales System und arbeitspolitische Arena rekonzeptualisieren, trotz
zum Teil differenter theoretischer Erklärungsansätze.
7
2.4 Öffnungs- und Verharrungsmomente in Organisations-
strukturen von Unternehmen
Auch bei einem Blick auf die internen Handlungsbedingungen von Organisationen
unterliegen Unternehmen als Wirtschaftsorganisationen weiterhin einer externen
Referenzebene, der sie sich aufgrund des Verwertungs- und Akkumulationszwangs
nicht entziehen können und die die internen Organisationsbedingungen und deren
                                               
7 Vgl. beispielhaft für diesen Diskurs: Crozier/Friedberg (1979); Naschold (1985); Weltz (1988);
Schmidt (1986); Küpper/Ortmann (1988); Martens (1989); Birke (1992b); Ortmann (1995).- 15 -
Ausgestaltung mitbeeinflußt. Die Komplexität und Interdependenz der externen und
internen Konstitutionsmomente von Organisationen und die Bedeutung der Akteure
und der sozialen Kommunikationsprozesse für die konkrete Ausgestaltung des „In-
nenlebens“ von Organisationen wird von Martens (1989) in einer Modifikation Ha-
bermasscher (handlungstheoretischer) und Luhmannscher (systemtheoretischer) Er-
klärungsansätze näher skizziert. Die damit verbundene tiefergehende und synthetisie-
rende Reflexion über die Grundannahmen soziologischer Theorien für eine Organi-
sationsanalyse kann hier nicht weiter behandelt werden. Wichtig erscheint jedoch,
daß neben den gesellschaftlichen Organisationsanforderungen auch den Personen für
eine Organisationsanalyse (als weiteren Referenzpunkt in dieser Theorie) unter den
zentralen Begriffen der „Akzeptanz“ und „Attraktivität“ und der damit verbundenen
besonderen sozialen und systemischen Strukturform der Kommunikation und Legi-
timation in Unternehmen eine organisationsstrukturierende Bedeutung jenseits des
Bezugs auf nur eine Theorieannahme (handlungs- oder systemtheoretischer Prove-
nienz) zukommt. In der Rekonstruktion des spezifischen Kommunikationsbegriffs in
Wirtschaftsorganisationen – somit der Beachtung der externen und internen Refe-
renzebene – nimmt Martens eine Korrektur an Luhmannschen und Habermasschen
Positionen vor, die einseitig bezogene „Verabsolutierungen“ (bspw. „Ethik“ versus
„Akkumulation“ oder Gesellschaft in Codierungsfunktionen aufzulösen) vermeidet
(vgl. Martens 1989).
In diese Richtung argumentiert auch Türk (1989), der versucht, Anforderungen an
eine Organisationstheorie zu skizzieren, die über verschiedene „Organisationslogi-
ken“ mit den gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen vermittelt ist. Er unter-
scheidet zwischen einer Kooperationslogik, einer Verwertungslogik und einer Herr-
schaftslogik. Diese drei Unterscheidungspunkte bilden nicht nur spezifische Struktu-
rierungstendenzen der Handlungslogiken in Organisationen aus, sondern diese Diffe-
renzierungen im Begriff der Organisation entsprechen speziellen Assoziationsformen
in der Organisation mit jeweiligen Verweisungs- und Konstitutionszusammenhängen
zu den gesellschaftspolitischen und ökonomischen Strukturbedingungen. Darüber
hinaus geben diese drei Organisationslogiken Aufschluß über die spezifischen Kon-
fliktformen, die in den internen und externen Beziehungen einer Organisation ent-
stehen können (vgl. Türk 1989). Ebenso haben Ansätze innerhalb der industriesozio-
logischen Diskussion versucht, eine Auflösung der Dichotomie strukturtheoretischer
und handlungstheoretischer Positionen aufzuzeigen.
8
Des weiteren kommt im Rahmen der ökologischen Diskussion auch den gesellschaft-
lichen Anforderungen an Unternehmen ein besonderer Stellenwert für die weitere
Entwicklung einer ökologischen Betriebspolitik zu. Dahinter steht die Annahme, daß
Unternehmen über einen verstärkten öffentlichen Druck zu Veränderungen ihres
ökonomischen und sozial-ökologischen Verhaltens bewegt werden können; im gewis-
sen Sinne wird die Organisation so an die Gesellschaft zurückgebunden. Aufgegriffen
                                               
8 Beispielhaft soll auf folgende theoretische Ansätze verwiesen werden: „Arbeitspolitik“ (Jürgens/
Naschold 1984), „Einverständnishandeln“ (Schmid 1986), „Mikropolitik“ (Küpper/Ortmann
1988), „reflexive Rationalisierung“ (Pries 1991) und „innerbetriebliche Handlungskonstellationen“
(Weltz/Lullies 1984).- 16 -
wird dieser Theorieansatz von der Institutionalisierungstheorie. Organisationen sind
den Erwartungen der sie umgebenden Gesellschaft ausgesetzt, indem sie im Prozeß
der Institutionalisierung dem gemeinsamen Verständnis unterliegen, was der Gesell-
schaft als wichtig und bedeutungsvoll erscheint (vgl. Theis 1994, S. 148). Organisa-
tionsstrukturen werden nun nicht mehr ausschließlich als eine Form der Erhöhung
der Effizienz von Organisationen angesehen, sondern sie übernehmen die Funktion,
die Konformität der Organisation mit den sozialen und kulturellen Erwartungen der
Gesellschaft herzustellen. Damit weitet sich eine rein „innenbezügliche“ Fassung des
Rationalitätsbegriffs von Organisationen auf eine ebenso notwendige Legitimation
durch die gesellschaftlichen (externen) Ansprüche aus (vgl. ebenda, S. 148). Organisa-
tionen sind – und dies soll besonders betont werden – somit nicht im Sinne der funk-
tionalen Systemkonzeption ausschließlich auf die Optimierung ihrer internen Koor-
dinierungs- und Kontrollfunktionen sowie auf die Leistungserstellung reduzierbar.
Vielmehr müssen sie auch den extern an sie gestellten und über gesellschaftliche Insti-
tutionalisierungsprozesse vermittelten Rationalitätsansprüchen genügen. Das Ver-
hältnis von System und Umwelt beschränkt sich demnach nicht mehr auf einfache
Anpassungsprozesse, wie es Kontingenzansätze postulieren, sondern wird um eine
gesellschaftspolitisch inhaltliche Dimension erweitert. Beck spricht in diesem Zu-
sammenhang von einer „Entgrenzung der Politik“ (Beck 1986, S. 304), da die tech-
nisch-ökonomischen Unternehmensaktivitäten zwar privat verfaßt, aber öffentlich
relevant sind. Zwar mögen Unternehmen in einem technischen und gesetzlichen Sin-
ne nach wie vor Privatunternehmen sein, tatsächlich aber sind sie „quasi-öffentliche
Institutionen“ (Ulrich 1977), die auf der gesellschaftspolitischen Mesoebene bewußt
versuchen, ihre gesellschaftspolitischen Umwelten zu gestalten (vgl. Schneidewind
1998).
In diesem Zusammenhang kann auf die verstärkte externe Kritik an Unternehmen
hingewiesen werden. So wird unter betriebsökologischen Aspekten von der (exter-
nen) Erweiterung der Umwelt der Betriebe gesprochen (vgl. Zimpelmann u. a. 1992;
Hildebrandt u. a. 1994), wie es schon aus der älteren Diskussion der AKW-Bewegung
bekannt war und zur These der „Politisierung der materiellen Seite der Produktion“
und ihrer gesellschaftlichen Legitimierung führte (vgl. Kitschelt 1985). Unternehmen
unterliegen einem Legitimationsdruck, der ihnen nicht nur mangelnde Rationalität in
ihrem ureigenen Betätigungsfeld (der Ökonomie) unterstellt, sondern auch ihre aus-
schließliche Verpflichtung an einer ökonomisch orientierten Rationalität einer Kritik
unterzieht und sowohl ökologische als auch ethische Handlungsparameter von ihnen
einfordert. Insbesondere kann auf die betriebswirtschaftlichen Diskussionen der Ver-
treter des St. Gallener Anspruchsgruppenmanagements hingewiesen werden, die die
Funktion der Unternehmung nicht nur aus dem Eigentumsverhältnis und Profitin-
teresse heraus erklären, sondern ebenso auf das Verhältnis zur gesamten gesellschaftli-
chen Umwelt verweisen. So wird von Ulrich (1987) der Versuch unternommen, die
diskursethischen Ansätze von Apel (1982) und Habermas (1981) für die Entwicklung
einer konsensual-kommunikativ orientierten Unternehmensethik im Sinne einer In-
stitutionenethik zu nutzen. Es wird dabei explizit der quasi öffentliche Charakter von
Unternehmen betont (Unternehmen als „quasi-öffentliche Institutionen, vgl. Ulrich
1987 und 1977).- 17 -
In bezug auf diese Theorieansätze muß allerdings auch kritisch gesehen werden, daß
Konzerne oftmals nur ihre Strategien ändern, zum Dialog mit ihren Kritikern über-
gehen und diese frühzeitig in die Verfahren einbeziehen sowie die öffentlichen Prote-
ste und Argumente sensibel registrieren, um besser mit ihnen unternehmensstrate-
gisch umgehen zu können („window dressing“). Luhmann spricht in diesem Zusam-
menhang von Legitimation durch Verfahren (Luhmann 1983). Insofern gilt es, die
sich hieran anschließende betriebswirtschaftliche Ethikdebatte sehr kritisch zu beur-
teilen und ihre unternehmenstaktische und -strategische Funktion nicht vorschnell in
eine „Eigenständigkeit“ und „Eigenverantwortlichkeit“ einer sich selbständig entwik-
kelnden Unternehmensethik aufzulösen (vgl. Steinmann/Löhr 1989a und 1989b; kri-
tisch hierzu: Brewing 1995, S. 83ff.). Die Funktionsbedingung des Handelns in und
von Unternehmen bewirkt auch, daß Wert-, Norm- und Interessenkonflikte bis zu
einem gewissen Grad einvernehmlich gelöst werden. Handlungskoordination ist oh-
ne ein gewisses Maß an (kommunikativer) Kooperation und geteilten (ethischen)
Wertvorstellungen nicht denkbar. Ob aber letztlich kommuniziert, ob von strategi-
schen zur verständigungsorientierten Kommunikation übergegangen und ein Kon-
sens angestrebt wird oder nicht, ist in den Unternehmen eher eine Frage ökonomi-
scher (Funktions-)Prinzipien und Überlebensbedingungen als eine Frage ethischer
Diskursprinzipien (vgl. Brewing 1995).
Das öffentliche Bewußtsein macht Unternehmen dennoch anfällig gegenüber wach-
senden ökologischen, sozialen und volkswirtschaftlichen Legitimationsanforderun-
gen, die einen einseitigen Rückzug auf rein betriebswirtschaftliche Handlungsmotive
fragwürdig werden lassen. Gleichzeitig verbindet sich damit auch der Anspruch, daß
Unternehmen gegenüber den externen Anforderungen eine eigenständige Hand-
lungsverantwortung übernehmen. In diesem Zusammenhang kann bspw. auf interna-
tionale Umweltkonzeptionen von multinationalen Unternehmen hingewiesen wer-
den, die in Selbstverantwortung umweltpolitische Mindestanforderungen einhalten.
So kann die öffentliche Diskussion durchaus dazu führen, daß auch im Sinne der „Ra-
tional-Choice-Theorie“ zukünftig erwartete Trends im Umweltbewußtsein der Be-
völkerung oder eine negative Öffentlichkeit für das Unternehmen zu den harten
Randbedingungen („Constraints“) in der Strategiewahl gehören können (vgl. Wiesen-
thal 1991 und 1994). Bekannt sind bspw. die öffentlichen Proteste gegenüber einem
multinationalen Nahrungsmittelkonzern bezüglich des Exports von Muttermilcher-
satz (Milchpulver) in sogenannte „Dritte-Welt-Länder“ mit der Folge, daß dieser
Konzern nicht nur gezwungen war, einen Dialog mit seinen Kritikern aufzunehmen,
sondern heute hochsensibel gegenüber einer möglichen negativen öffentlichen Kritik
ist.
Neben diesen exogen – gesellschaftspolitisch – bedingten Modifikationen im Verhal-
ten von Unternehmen kann auch auf endogene Handlungschancen unterschiedlicher
Akteure in Organisationen hingewiesen werden, die eine Veränderung betrieblicher
Handlungsmuster bewirken können. Den Aspekt, daß ökonomische Organisationen
wie Unternehmen sich nicht auf rein ökonomisch begründete Verhaltensweisen re-
duzieren lassen, dokumentieren organisationstheoretische Forschungsergebnisse, die
dafür sensibilisieren, daß Unternehmen nicht allein einem ökonomischen „Objekti-
vismus“ unterliegen, der sie letztlich analog zu idealtypischen Marktmodellen einer- 18 -
erzwungenen und stringenten Rationalität unterwirft. Begrenzte Rationalität, Kon-
sensbedarf und Konsenspotential in und von Organisationen, Transformationspro-
bleme, Kontingenzerfahrungen und innere Machtstrukturen (vgl. bspw. Scott 1986;
Ortmann 1995; Friedberg 1995; Weick 1985) stellen ebenfalls Strukturierungsmo-
mente von Organisationen dar, die die „Nicht-Abgeschlossenheit“ dieser Organisa-
tionen gegenüber einer vermeintlich ökonomischen Determinierung von Handlungs-
formen zum Ausdruck bringen. Die sich in diesen organisationstheoretischen Befun-
den ausdrückende (relative) Handlungsfähigkeit der Akteure innerhalb betrieblicher
Strukturen – somit auch eine Betonung der Politikhaltigkeit in Unternehmen – wird
nicht zuletzt in der Theorie der Strukturierung von Giddens (1992) und der strategi-
schen Organisationsanalyse von Crozier und Friedberg (1979) bestätigt.- 19 -
3. Handlungschancen in Organisationen:
Die mikropolitische Perspektive
3.1 Handlung und Struktur: Zur Bedeutung von Macht und
Ungewißheit in Organisationen
Crozier/Friedberg verdeutlichen – bspw. anhand ihres Spielbegriffs –, daß menschli-
ches Handeln in Organisationen in der wechselseitigen Konstitution und Vermittlung
von Handlung (Akteur) und System (Umwelt) interpretiert werden kann. Im Spiel-
begriff – als Instrument der sozialen Organisierung der Zusammenarbeit und Koope-
ration der einzelnen Akteure – sind Freiheit und Zwang miteinander verbunden. Ein
Spieler ist immer in einem gewissen Sinne frei. Aber wenn er gewinnen will, dann
muß er nicht nur nach festgelegten Regeln spielen, sondern er muß auch eine diesen
Regeln entsprechende (rationale) Spielstrategie entwickeln. Das heißt aber auch, daß
jeder Akteur über ein gewisses Freiheitsmaß verfügt und auf Machtressourcen zu-
rückgreifen kann, auch wenn diesbezüglich Ungleichgewichte existieren. Die Ge-
samtheit der Spiele in Organisationen verdichten sich dann zu den „konkreten Hand-
lungssystemen“ eines sozialen Systems, bspw. in einem Unternehmen. Aus dem
Zwang zur Kooperation und den Spielstrategien in den Organisationen entstehen für
alle Akteure unterschiedliche Machtpotentiale, die sie zur Durchsetzung ihrer Inter-
essen verwenden können. Die Handlungsmöglichkeiten der Akteure ergeben sich
aufgrund ihres jeweiligen Machtpotentials, das sich wiederum aus der Kontrolle über
die sogenannten (relevanten) „Ungewißheitszonen“ der jeweils anderen Akteure er-
gibt. Crozier/Friedberg benennen vier zentrale Ungewißheitszonen, deren Kontrolle
jeweils spezifische Machtpotentiale für diejenigen Akteure beinhalten, die die (rele-
vanten) Ungewißheitszonen der jeweils anderen Akteure bspw. in einem Unterneh-
men kontrollieren. Diese sind:
1.  Expertenwissen (ein spezifisches Fachwissen, das sich auch aus der funktionalen
Differenzierung und Spezialisierung der Organisationsstrukturen ergeben kann),
2.  Umweltbeziehungen (Kontrolle bzw. wesentlicher Einfluß auf die Umweltbezie-
hungen der Organisation),
3.  Kontrolle der Informations- und Kommunikationsflüsse im Unternehmen und
4.  Kontrolle über die Organisationsregeln (wobei dies nie umfassend gelingen kann,
da ansonsten die Unsicherheitszonen selbst aufgelöst würden) (vgl. Crozier/Fried-
berg 1979, S. 50ff.; Neuberger 1995, S. 206ff. und Ortmann 1995, S. 52).
Wichtig im Rahmen der Skizzierung von Ungewißheitszonen ist, daß sie sich aus den
bestehenden Organisationsstrukturen selbst ergeben; somit nicht primär einer rein
handlungsorientierten Ausrichtung unterliegen. Diese Strukturen ermöglichen unter-
schiedliche Machtausübungen – somit Handlungsfähigkeiten – von Akteuren in Or-
ganisationen. Macht ist ein (relationales) Strukturmoment, das sich eben nicht daraus
erklärt, daß die Organisationsmitglieder alle „kleine Machiavellis“ sind oder Macht- 20 -
sich a priori aus reinen objektiven Strukturanforderungen bereits ergibt (z. B. dem
objektiven Kapitalinteresse). Macht ergibt sich vielmehr aus der organisationalen
Strukturierung von Handlungsfeldern. Gleichzeitig soll an dieser Stelle hinsichtlich
der Interpretation von Crozier/Friedberg auch vor einer Überbetonung der „Macht“
als alleinigem Bezugs- und Analyserahmen gewarnt werden. Zum einen müssen die
Individuen kontextualisiert werden, d. h. in ihren Bezugsrahmen rückversetzt werden
in die jeweiligen Zwänge und Interdependenzen, die die Handlungen formieren und
die nicht auf Machtstreben allein bezogen werden können. Insofern reicht es nicht
aus, das Machtstreben als grundlegende Motivation der Akteure anzusehen. Zum an-
deren müssen auch die in gewissen Situationen vorhandenen Zwänge, Interaktions-
konstellationen und inhärenten Logiken gesehen werden. So ist auch der oftmals in
den Betrieben zu beobachtende Konflikt zwischen den einzelnen Unternehmensab-
teilungen (z. B. Einkauf, Vertrieb, Fertigung, den Produktionslinien und dem Um-
weltschutzbeauftragten) nicht über Machtstreben und Machterstellung allein erklär-
bar, sondern ergibt sich oftmals aus den unterschiedlichen Funktionsweisen und -
anforderungen an die jeweiligen Unternehmensbereiche, ohne daß die jeweils anderen
von diesen Handlungszwängen wissen. Hier kann auf Friedberg (1996) verwiesen
werden, der in dem Aufsatz „Mikropolitik und die Organisierung von Handlungsfel-
dern“ vor einer Überhöhung der Machtfixierung in der politischen Organisationsana-
lyse warnt, da Macht sich über die Strukturiertheit der Handlungsfelder konstituiert.
Das Verhältnis von Handlung und Struktur bestimmt sich auch nicht über eine „In-
Eins-Setzung“ von System und Akteur. Es ist ja gerade der Spielbegriff, der die Ebe-
nen miteinander verbindet und eine historisch und gesellschaftspolitische (kontextua-
le) Kombination von Handlungsfeldern in der Organisation über die Spielregeln kon-
stituiert (vgl. Theis 1994, S. 185 f.). In der „Nichtabschließbarkeit“ des Systems – und
der Aufrechterhaltung einer gewissen Trennung von Akteur (Handlung) und System
(Struktur) – basiert die „relative“ Freiheit der Akteure gegenüber der Struktur (dies
beinhaltet beispielsweise die Möglichkeit, die geltenden Spielregeln zu benutzen, zu
umgehen oder neu zu definieren), da die einzelnen Handlungen und ihre Systeminte-
gration jetzt über den Spielbegriff und die jeweiligen Spielstrategien gefaßt werden,
die letztlich immer kontingent sind. Diese Kontingenz sichert letztlich die Hand-
lungsfähigkeit der Subjekte, „auch anders handeln zu können“.
Natürlich sind die jeweils konkreten und situativen Machtbeziehungen in den Be-
triebsstrukturen asymmetrisch, da jeweils unterschiedliche und ungleichverteilte
Möglichkeiten bestehen, die jeweiligen Ungewißheitszonen der jeweils anderen Ak-
teure zu kontrollieren. Dennoch drückt sich hier das Moment der Freiheit aus, das an
die Existenz von Macht – somit auch von Strukturen – auf immer gebunden bleibt.
Akteure können ihre Spielstrategie – je nach Kräfteverhältnissen, sich eröffnenden
Handlungsalternativen, persönlichem Engagement, Einsichten und persönlichen Po-
tentialitäten – verändern und somit neue Handlungsorientierungen und Verschiebun-
gen in der Kontrolle der Unsicherheitszonen in die Organisationsstrukturen hinein-
bringen. Allerdings besteht in der angeführten Ermöglichung von veränderten Hand-
lungsstrategien auch deren Beschränkung. Strategien ergeben sich aufgrund der eta-
blierten Spielkonstrukte. Diese lassen sich aber nicht einfach verändern oder gegen
neue Regeln austauschen. Insofern müssen „Veränderungs-Akteure“ nicht nur strate-- 21 -
gisch geschickt in den bestehenden Organisationsstrukturen agieren, an bestehende
Organisationsregeln anknüpfen und sie modifizieren. Sie müssen vielmehr auch über
die kognitiven und persönlichen Fähigkeiten und Kompetenzen verfügen, um in den
„Strom der Ereignisse“ (vgl. Theis 1994, S. 191) aktiv einzugreifen und „mit dem Sy-
stem“ (ebenda) und nicht „gegen das System“ (Organisationssystem) handeln zu kön-
nen – zumindest dann, wenn ein unvermittelter Neuanfang innerhalb der historisch
gegebenen betrieblichen Strukturen aufgrund real kontextualisierter Handlungskor-
ridore nicht als wahrscheinlich angesehen werden kann.
3.2 Akteur und Struktur: Zur Bedeutung der Strukturation
Die Ausführungen zu den theoretischen Überlegungen von Crozier/Friedberg ma-
chen darauf aufmerksam, daß Handlungen in Organisationen und Betrieben auf in-
nerbetriebliche Vermittlungsmechanismen (Spielstrukturen und Spielregeln) angewie-
sen sind. Crozier/Friedberg halten hierbei weitgehend an handlungstheoretischen
Denkmustern fest. Gefragt wird, mit welchen Motiven die Akteure ihr Wissen gezielt
innerhalb der Unsicherheitszonen einsetzen können. Innerbetriebliche Handlungsbe-
dingungen können insofern als die mikropolitisch entscheidenden Konstellationen
für die Kontinuität oder die Veränderung von Strukturen und die Reproduktion so-
zialer Systeme angesehen werden (vgl. Birke 1992b, S. 66). Konkrete – bspw. spezifi-
sche innerbetriebliche – Handlungssysteme, die sich aus einer hierarchischen Ver-
schachtelung von Spielstrukturen ergeben, können in der Terminologie von Giddens
als „strukturierte Strukturierungen“ aufgefaßt werden (vgl. Türk 1989; S. 131). Ge-
genüber Crozier/Friedberg steht bei Giddens die rekursive Vermittlung zwischen
Struktur und Handlung im Mittelpunkt der Betrachtungen. Die Strukturationstheo-
rie kann als eine überzeugende Antwort auf die Polarisierung von „voluntaristischer“
Handlungstheorie und „determinierter“ Strukturtheorie angesehen werden. Obwohl
sie als „Meta-Theorie“ einen sozialtheoretischen Rahmen auch für die Untersuchung
betrieblicher Prozesse liefert, so bedarf sie für eine Anwendung in diesem Untersu-
chungsfeld der Ergänzung um andere gesellschaftstheoretische Bausteine,
9 etwa der
angeführten Handlungstheorie von Crozier/Friedberg, diskurstheoretischer Refle-
xionen, den mikropolitischen Fundierungen von Ortmann u. a. (Küpper/Ortmann
                                               
9 Eine Anwendung findet sich bei Ortmann u. a. (1990), die sich in ihrer Analyse von Fallstudien
zur Einführung von Computertechnologien in den theoretischen Vorannahmen explizit auf Gid-
dens bezogen haben. Nach Neuberger hat dies aber keinen systematischen Eingang in die Studie
selbst gefunden (vgl. Neuberger 1989, S. 326). Interessant ist allerdings ihre Modifizierung des An-
satzes von Giddens für eine mikropolitische Fallanalyse. Sie lösen die „Drei-Dimensionalität“ der
Strukturmodalitäten (vgl. Ortmann u. a. 1990, S. 27, 30; Ortmann 1995, S. 56-61 und S. 278f.) auf,
indem alle Dimensionen als Momente von Macht begriffen werden (vgl. Neuberger 1989, S. 327).
Dies dient zugleich einer theoretischen Modifikation des Ansatzes von Crozier/Friedberg, deren
Machtbegriff nach Ortmann zu sehr auf die Perspektive von Wissen und Information beschränkt
ist und die sozialstrukturellen Machtverhältnisse (die Macht der Beschäftigten, die Produktion zu
boykottieren, und die Macht des Managements, entlassen zu können) nicht adäquat zu fassen be-
kommt (vgl. Ortmann 1995, S. 54f.).- 22 -
1988; Ortmann 1995) und nicht zuletzt in betrieblichen Handlungskontexten auch
einer ökonomischen Reflexionsebene.
In Giddens’ Theorie der Strukturierung (1992) existieren soziale Systeme als reprodu-
zierte soziale Praktiken, in denen weder die Struktur dem Handeln vorgelagert, noch
ein Handeln außerhalb von Strukturen möglich ist. Handlung und Struktur stehen
sich somit nicht als Gegensätze gegenüber, sondern sie sind zwei Momente desselben
Ganzen.
10 Zum einen weisen sie eine unleugbare repressive und beschränkende Di-
mension auf. Da sie aber Handlungen auch ermöglichen, sind sie zugleich konstruk-
tiv und handlungseröffnend.
11 In dem Konzept der „Dualität von Struktur“ bringt
Giddens den zentralen Gedanken der Strukturationstheorie zum Ausdruck. Struktu-
ren sind das Resultat von Handlungen, und zugleich wird das Handeln durch beste-
hende Strukturen geformt, die begrenzend und ermöglichend sein können. „Struktur
als das Medium und Resultat des Verhaltens, das sie in rekursiver Weise organisiert;
die Strukturmomente sozialer Systeme existieren nicht außerhalb des Handelns,
vielmehr sind sie fortwährend in dessen Produktion und Reproduktion einbezogen“
(Giddens 1992, S. 430). Gegenüber anderen Ansätzen, die die Bedeutung von Hand-
lungen ebenfalls anerkennen, verlieren in der systematischen Verknüpfung von
                                               
10 So kann gegenüber Habermas und Luhmann eingewendet werden, daß die Theorien aus je unter-
schiedlichen Gründen heraus die verschiedenen Handlungsebenen der Akteure nicht adäquat be-
rücksichtigen. Für eine Skizzierung „weitergehender“ Handlungsmöglichkeiten der Betriebsakteu-
re greifen diese Theorien jeweils zu kurz. Die autopoetischen Systeme in der Theorie von Luh-
mann stellen spezifische Formen der Kommunikation dar, die sich quasi immer nur auf sich selbst
beziehen können. Um dies gewährleisten zu können, müssen sie sich von anderen Bezügen ab-
grenzen und im Sinne der funktionalen Differenzierung bewußt/unbewußt von ihren Umwelten
abgrenzen. Die Frage nach der Handlungsfähigkeit von Akteuren löst sich in der Frage nach der
Selbstreferenz systemischer Strukturen auf. Kontingenzen, Ereignisse ... haben nichts mehr mit
Akteuren und deren Handlungen und impliziten Handlungskontingenzen zu tun, sondern erge-
ben sich aus „Codeallokationen“, die eben nicht mehr handelnden Subjekten, sondern dem System
zugeschrieben werden. Luhmann ist auf der Handlungsebene der Akteure „blind“. Bei Habermas
zerfällt die Welt in eine Systemebene – die er durchaus auf der Basis der Luhmannschen System-
theorie thematisiert – und in eine lebensweltliche Ebene. „Natur“ – bzw. die ökologische Dimen-
sion – kann sich zwar in der Lebenswelt äußern, aber eben nicht auf der Systemebene, in der die
Medien Geld, Recht und Macht im systemtheoretischen Sinne der Systemtheorie wirken. Dies ist
nach Habermas auch „gut so“, da nur eine mediale Steuerung diesen ausdifferenzierten und kom-
plexen Strukturen moderner Gesellschaften gerecht werden kann. Im gewissen Sinne ist Habermas
blind gegenüber den Handlungschancen in den Organisations- und Systemstrukturen. Die Verwal-
tung von gemeinsamen Angelegenheiten wird letztlich weiterhin formalisierten bürokratischen
Handlungsweisen überlassen, nämlich dem „System“, das lediglich „von außen“ durch lebenswelt-
liche Praxis kritisiert wird. Die Idee eines demokratischen Projekts und die entsprechende Redu-
zierung der Bedeutung und der Reichweite bestehender Institutionen auf die Formalisierung sozia-
ler Praktiken wird auf eine Begrenzung des sozialen Raums rationalisierten Verhaltens gegenüber
ihrem Eindringen in die Lebenswelt reduziert (vgl. Wagner 1995, S. 271f.).
11 Da die wesentlichen Hintergrundtheorien bei Giddens die Phänomenologie (Schütz) und die
Ethnomethologie (Garfinkel) sind, kommt den Begriffen der Welterfahrung, Interpretation, Sinn,
Intentionalität, Intersubjektivität etc. eine wichtige Bedeutung zu. Sozialbeziehungen gelingen
nicht, weil die unterschiedlichen Handlungen schon immer in einem Wertsystem anschlußfähig
sind (Parsons), sondern durch Reinterpretation der Situationen findet eine ständige Wiederherstel-
lung einer gemeinsam anerkannten Normalität statt (Sinnverständnis der Welt) (vgl. Beckert 1997,
S. 349ff.).- 23 -
Handlungen und Strukturen die Strukturen ihre ontologische Selbständigkeit. Bedeu-
tung erlangen sie nur über Handlungen.
Im Handlungsbegriff der Theorie von Giddens kommt insgesamt dem Akteur eine
konstitutive Rolle im sozialen Reproduktionsprozeß zu. Kategorial wird ausgeschlos-
sen, daß soziale Veränderungsprozesse allein aus einer ökonomischen Determinie-
rung heraus zu verstehen sind. Vielmehr kommt den Regeln, den Routinen, den Res-
sourcen etc., vermittelt über das Handeln der Akteure, für die rekursive Entstehung
systemischer Zusammenhänge besondere Bedeutung zu. Strukturen sind reproduzier-
te soziale Praktiken.
Gegenüber einem ökonomischen Handlungsbegriff verzichtet Giddens auf die Festle-
gung von klaren Handlungstypen. Handeln wird insofern nicht durch die Prämissen
einer vorherigen theoretischen Entscheidung auf zweckrationales Handeln festgelegt.
Strukturen sind dem Handeln nichts Äußerliches, sondern bestehen durch ihre Reali-
sierung im Handeln der Akteure. Sie sind interner Bestandteil der Handlungen der
Akteure. Die Bedeutung von Regeln, Ressourcen und Machtstrukturen – aber auch
unreflektiertes Alltagswissen, diskursive Strukturen etc. – verweisen auf die Restrik-
tionen gegenüber einem sowohl voluntaristischen Handlungsbegriff als auch gegen-
über der primären Orientierung an der Vorstellung unrestringierter individueller
Nutzenmaximierung der klassischen Ökonomie.
Mikropolitische Prozesse in Organisationen – somit auch die Handlungsfähigkeit von
Akteuren – stellen immer ein Handeln in Strukturen dar, die jedoch gleichzeitig
durch das kontextualisierte Handeln (re-)produziert werden. Diesen Prozeß der
wechselseitigen Konstituierung versucht Giddens in der Terminologie der „Dualität
von Strukturen“ und der „Rekursivität“ des Handelns theoretisch zu fassen. Dualität
der Struktur skizziert Giddens als „... die wesensmäßige Rekursivität des gesellschaft-
lichen Lebens, wie es in sozialen Praktiken konstituiert wird. Struktur ist sowohl
Medium wie Ergebnis der Reproduktion von Praktiken. Zugleich mit der Konstituti-
on sozialer Praktiken tritt Struktur auf, und sie ‚existiert‘ in den erzeugenden Mo-
menten dieser Konstitution“ (Giddens 1979, zit. nach Neuberger 1995, S. 316). Re-
kursivität ist „der Wiederholungscharakter von Handlungen, die in gleicher Weise
Tag für Tag vollzogen werden, ist die materiale Grundlage für das, was ich das rekur-
sive Wesen des gesellschaftlichen Lebens nenne (unter rekursivem Wesen verstehe
ich, daß die Strukturmomente des sozialen Handelns – mittels der Dualität von
Struktur – aus eben den Ressourcen, die sie konstituieren, fortwährend neu geschaf-
fen werden)“ (Giddens 1992, zit. nach Neuberger 1995, S. 301).
Letztlich kommt den Strukturen lediglich in den jeweils historisch spezifischen und
situativen sozialen Praktiken eine reale Existenz zu. Handeln in mikropolitischen
Zusammenhängen ist nicht lediglich eine empirische Tatsache, sondern strukturiert
und wird strukturiert. Die Macht und die Handlungsfähigkeit von Akteuren in Or-
ganisationen – somit die Fähigkeit und Möglichkeit, auch immer anders handeln zu
können – muß immer unter den zwei Aspekten von Handlung und Struktur gesehen
und analysiert werden. Innerhalb dieses Theorierahmens ist Macht ein Strukturmo-
ment und nicht ein Ergebnis eines subjektiven Machtstrebens. Organisationale „Dys-
funktionalitäten“ liegen dann zunächst in den Organisationsstrukturen begründet- 24 -
und weniger in dem individuellen Machtstreben spezieller Akteure. Insofern ist die
(mikropolitische) Handlungsfähigkeit in Organisationen zwar aufgrund ihrer Regel-
und Ressourcenabhängigkeit in gewissem Sinne auch vorbestimmt, aber nicht deter-
miniert, da letztlich nicht feststeht, was möglicherweise geschieht oder möglich sein
könnte (vgl. Neuberger 1995, S. 330). Denn dem Handlungsvermögen, der Hand-
lungsmächtigkeit, ist es grundsätzlich immer möglich, in „Ereignisreihen“ einzugrei-
fen und sie zu modifizieren oder gar zu transformieren.
Für das Begreifen von Organisationen und der Handlungsfähigkeit unterschiedlicher
Akteure sollen diese Ausführungen verdeutlichen, daß Organisationen eben nicht die
„festen Gehäuse“ (Weber 1972) darstellen, die ein Politisch-anders-handeln-Können in
Organisationen letztlich definitiv ausschließen können.
12 Ein Insistieren auf jeweils
einen Aspekt der Strukturierungsmomente ist demnach defizitär. Eine reine hand-
lungstheoretische Analyse (die Auflistung von Einflußmöglichkeiten der Akteure in
der Organisation) greift solange zu kurz, wie nicht auch der strukturelle Rahmen mit
erfaßt wird. Andererseits muß ebenso gezeigt werden, wie bestimmte Handlungen
auch bestimmte Strukturen erzeugen können. In dieser Betrachtung einer ökologi-
schen Betriebspolitik und des Aufzeigens möglicher Handlungskorridore in den Be-
trieben kann dies nur vermittelt geschehen. Grundsätzlich sollte jedoch zunächst ein
„handlungs“- und „politik“-ermöglichendes Verständnis von Organisationen skizziert
werden, um überhaupt die handlungspolitischen Chancen einer ökologischen Be-
triebspolitik aufzuzeigen.
3.3 Kontingenz: Die Chance des Handelns
Es wurde bereits kurz angesprochen, daß sich Organisationsprozesse durch ein hohes
Maß an Kontingenz auszeichnen. Kontingenz steht auch als Vermittlungselement
zwischen der Handlungs- und Strukturdimension. Zum einen ermöglicht Kontingenz
                                               
12 Von Giddens selbst gibt es keine empirische Arbeit, in der er seine theoretischen Überlegungen
einer empirischen Anwendung unterzogen hat. Hinzu kommt, daß seine theoretische Konzeption
der gleichzeitigen Konstituierung von Handlung und Struktur und ihres rekursiven Verhältnisses
zueinander nur schwer einer empirischen Analytik zugänglich ist, da die Gleichzeitigkeit des Kon-
stituierungsprozesses erstens nur ex post beschrieben werden kann und zweitens die Gleichzeitig-
keit schon immer in einer Beschreibung chronologischer Ereignisabfolgen geschieht. Dies betrifft
somit auch organisationstheoretische empirische Untersuchungen. Eine Anwendung findet sich
bei Ortmann u. a. (1990), die sich in ihrer Analyse von Fallstudien zur Einführung von Computer-
technologien in den theoretischen Vorannahmen explizit auf Giddens bezogen haben. Nach Neu-
berger hat dies aber keinen systematischen Eingang in die Studie selbst gefunden (vgl. Neuberger
1989, S. 326). Interessant ist allerdings ihre Modifizierung des Ansatzes von Giddens für eine mi-
kropolitische Fallanalyse. Sie lösen die „Drei-Dimensionalität“ der Strukturmodalitäten (vgl. Ort-
mann u. a. 1990, S. 27, 30; Ortmann 1995, S. 56-61 und S. 278f.) auf, indem alle Dimensionen als
Momente von Macht begriffen werden (vgl. Neuberger 1989, S. 327). Dies dient zugleich einer
theoretischen Modifikation des Ansatzes von Crozier/Friedberg, deren Machtbegriff nach Ort-
mann zu sehr auf die Perspektive von Wissen und Information beschränkt ist und die sozialstruk-
turellen Machtverhältnisse (die Macht der Beschäftigten, die Produktion zu boykottieren, und die
Macht des Managements, entlassen zu können) nicht adäquat zu fassen, bekommt (vgl. Ortmann
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überhaupt Handlungen, da sie einen Raum erschließt, wo das „Auch-anders-sein-
Können“ regiert. Und nur dort kann auch gehandelt werden, wo die existierenden
Sachverhalte es noch zulassen, daß es „auch anders sein könnte“. Nur dort, wo das
Handeln aufgrund eines Raums, in dem nicht alles festgelegt und entworfen ist, statt-
finden kann, wo die Dinge nicht unvermeidlich festliegen und mit Notwendigkeit
geschehen, kann Handeln und individuell zielgerichtete Aktivität stattfinden (vgl.
Bubner 1998). „Was durch Handeln entsteht, ist das, was auch anders eine könnte“
(Arendt 1998, S. 254). Andererseits kann die Zielerreichung des Handelns aber auch
immer mißlingen. Nicht nur, daß die Kontingenz mit dem Zufall in direkter Kon-
kurrenz bzw. in Beziehung steht, sondern aufgrund der Zeitlichkeit des Handelns
können auch immer begleitende Faktoren (Akzidenzien = das Mitgegangene), paral-
lele Einflüsse und Ereignisse an Bedeutung gewinnen, die nicht in der Macht der
Handelnden liegen. „Kurzum, daß wir im Handeln auf die Struktur des „Auch-
anders-sein-Könnens“ der Wirklichkeit uns einlassen müssen, impliziert geradewegs,
daß wir dem Wirken des Zufalls dabei ausgesetzt sind“ (ebenda, S. 8). Handlungen
sind auf jeden Fall kontingent, insofern sie einen Wahlakt darstellen und nicht als
Moment purer mechanischer Notwendigkeit ablaufen. Jede einzelne Handlung stellt
insofern eine Verwirklichung einer Möglichkeit auf Kosten einer anderen Möglich-
keit dar (vgl. Hahn 1998).
Andererseits stellt sich aber auch die Frage, wie über das Handeln eine „Generalisie-
rung“ zur Typisierung von sozialen Situationen entstehen kann, damit die Selbster-
haltung und Stabilisierung eines sozialen Systems in seiner Umwelt stattfinden kann.
Wenn jede Situation und jedes Handeln immer zugleich etwas völlig anderes als jede
frühere Handlung bedeuten würde, dann könnten sich keine festen sozialen Reaktio-
nen zur Stabilisierung des sozialen Systems entwickeln (vgl. ebenda, S. 496). Um trotz
kontingenter Situationen zu einer für den Bestand der sozialen Systeme notwendigen
Reduktion der Gesamtkontingenz zu gelangen, bedarf es wechselseitiger Erwartun-
gen der Akteure (Alter und Ego), um an sich kontingente Ereignisse miteinander zu
verknüpfen. Die Strukturierung erfolgt dadurch, daß zwar jedes Ereignis auch wei-
terhin kontingent ist, daß aber, wenn ein Ereignis oder eine Entscheidung eingetreten
ist bzw. stattgefunden hat, das dann noch Mögliche erheblich einschränkt wird. Jeder
erfolgreiche Anschluß, der aufgrund der Erwartungen stattfand, schließt also unend-
lich viele Alternativen aus (vgl. ebenda, S. 519). Was dann noch übrigbleibt, kann
immer noch hoch ungewiß sein, aber die jetzt stattfindenden „Überraschungen“ ha-
ben eine Form und sind an eine Struktur gebunden. „Die Verkettung der Kontingen-
zen führt zu Notwendigkeiten oder Unausweichlichkeiten. Aus Kontingenzen wer-
den durch Verknüpfungen Konditionierungen: Daß etwas geschieht, mag völlig zufäl-
lig oder unwahrscheinlich sein und in jedem Fall davon abhängen, daß vorher bereits
etwas anderes passiert ist. Aber wenn das passiert ist (ob das der Fall ist, mag höchst
zufällig sein), dann kann das Anschlußereignis höchst wahrscheinlich oder notwendig
werden. Dieser Wandel von ‚kontingent‘ läßt sich sehr eindrucksvoll in der engli-
schen Sprache beobachten. Einerseits heißt ‚contingent‘ ‚möglich‘ oder ‚zufällig‘,
dann aber auch in der Wendung von ‚contingent on‘ oder ‚contingent upon‘ ‚abhän-
gig von‘, ‚bedingt durch‘ oder ‚verbunden mit‘“ (ebenda, S. 519). Oder wie Arendt es
sagt: „Dieser Begriff der Kontingenz entspricht zwar der Erfahrung des wollenden- 26 -
Ichs, das sich im Willensakt als frei erfährt, dessen Ziele es nicht zwingen, zu ihrer
Erreichung tätig zu werden oder nicht tätig zu werden; doch gleichzeitig steht er in
scheinbar unauflöslichem Gegensatz zu einer anderen, ebenso unabweislichen Erfah-
rung des Geistes und des gemeinen Verstandes, nach der wir in Wirklichkeit in einer
Tatsachenwelt der Notwendigkeit leben. Etwas mag sich ganz zufällig ereignet haben,
doch wenn es einmal existiert und wirklich geworden ist, so verliert es seine kontin-
gente Seite und stellt sich uns im Gewande der Notwendigkeit dar. Und auch wenn
wir das Ereignis hervorgerufen oder daran mitgewirkt haben (...), so wird die einfache
Existenztatsache, daß die Sache aus welchen Gründen auch immer nun einmal so ge-
laufen ist, im allgemeinen jeden Gedanken an seine ursprüngliche Zufälligkeit in den
Hintergrund drängen. Ist das Kontingente einmal geschehen, so kann man das Knäuel
nicht mehr entwirren, in dem es sich verbarg, ehe es Ereignis wurde – als könnte es
immer noch sein oder auch nicht sein“ (Arendt 1998, S. 368f.).
Die letzten Ausführungen können dafür sensibilisieren, daß in der soziologischen
Theorie, aber auch im alltäglichen Leben, nicht von der totalen Kontingenz gespro-
chen werden kann („wie sie vor dem ersten Schöpfungstag bestanden haben mag“,
ebenda, S. 520). Es sind vielmehr jene relativen Kontingenzen gemeint, die in der
Wahl zwischen Alternativen, Folgen und den Voraussetzungen bestehen (vgl. eben-
da). „Hochproblematisch ist der Begriff eines absoluten Anfangs, ‚da nämlich eine
sukzessive Reihe in der Welt nur einen komparativen Anfang haben kann, indem
doch immer ein Zustand der Dinge der Welt vorhergeht‘ ...“ (ebenda, S. 268). Inso-
fern sind zwar die bestehenden Strukturen durch kontingente Handlungsabfolgen
entstanden, aber das, was uns im Leben an Ordnungsstrukturen begegnet, sind zu-
gleich die abhängigen Variablen von bereits bestehenden Ordnungen. „Wir wissen
aber, daß die Realisierung jeder Möglichkeit Anschlußzwänge schafft. Notwendigkei-
ten und Kontingenzen stehen nicht im Widerspruch zueinander. Sie sind die zwei
Seiten einer Medaille, weil der Unendlichkeit der kontingenten Einzelmöglichkeiten
die Knappheit der Möglichkeiten ihrer Verknüpfung korrespondiert“ (Hahn 1998, S.
521). Hier erhält auch der Spielbegriff größere Klarheit. Innerhalb des Spiels sind für
den Spieler die möglichen Alternativen und die damit verbundenen Risiken und Erei-
gnisse interessant. Die durch die Spielregeln bereits ausgeschlossenen Möglichkeiten
braucht er nicht auch noch zu bedenken. Und dennoch ist das Handeln im Rahmen
vorgegebener Ordnungen produktiv. Im Spiel kann immer Neues entstehen, und
zum Spiel gehören Kreativität und Ereignisse.
Handeln bleibt zurückgebunden an einen umgreifenden Zusammenhang, in dem
Handeln und andere Verhaltensweisen und Ereignisse ineinandergreifen. Es gibt kein
reines Handeln, was außerhalb eines Strukturzusammenhangs geschehen könnte.
Aber, auch wenn Struktur die Existenz des Ganzen voraussetzt, so sind die einzelnen
Momente unterschiedlich gewichtet und können zur wechselseitigen Antizipation
beitragen (vgl. Waldenfels 1991, S. 87). Auch wenn Handeln immer in Strukturen
stattfindet, so gibt es „Spielräume“, die genutzt werden können: „Denkt man Han-
deln innerhalb einer teleologischen, einer normativen oder einer faktischen Ordnung,
so erscheint es als Weg zum Ziel, als Fall einer praktischen Regel oder als Wirkung
einer Ursache. Alles Handeln ist im Grunde reproduktiv, was die Ordnung selber
angeht,  produktiv  ist es nur im Rahmen vorgegebener Ordnungen, indem es den- 27 -
Spielraum variabler Mittel, wechselnder Situationen und nicht vollständig kalkulier-
barer Randbedingungen nutzt“ (ebenda, S. 89f.). Wollte man diesen Zusammenhang
verleugnen, würde Handeln entweder in reinen Luftschlössern oder aber in stähler-
nen Gehäusen enden, weil beide Handlungsbestimmungen (voluntaristische oder de-
terministische) nicht auf die Wirklichkeit und auf die Produktivität des Handelns bei
der Erschaffung von Ordnungen und Wirklichkeiten adäquat rekurrieren. Giddens
bekommt diesen Aspekt – wie gezeigt – im Begriff der Rekursivität zu fassen. In die-
ser Perspektive bringen wir handelnd genau diejenigen Strukturen hervor, die dann
unser weiteres Handeln ermöglichen und restringieren.
Waldenfels weist darauf hin, daß innerhalb der Ordnung des Handelns zwischen pro-
duktivem und reproduktivem Handeln unterschieden werden muß. Reproduktives
Handeln bewegt sich innerhalb einer Ordnung, bringt deren Regeln zur Anwendung
und wiederholt die bestehenden Strukturen. Produktives Handeln verändert die
Ordnungen, Regeln und Strukturen (vgl. ebenda, S. 95). Ein Handeln, was selbst eine
neue Ordnung mit erschafft, setzt ein Artikulationsfeld voraus, das mit Vokabeln wie
Subjekt, Objekt, Instrument etc. nicht adäquat erfaßt werden kann, weil das Zusam-
menspiel der einzelnen Momente hierdurch bereits einseitig fixiert wäre. Die Verän-
derungen gehören weder der alten noch der neuen Ordnung an. Die eine ist nicht
mehr, die andere ist noch nicht, und nichts regelt den Übergang. „Wenn Produktion
sich als Umformung und Verformung bestehender Ordnung darstellt, so bedeutet
Produktion weder pure Fortsetzung noch pure Setzung, sondern eine Einsetzung, eine
Institution, die an bestehenden Traditionen arbeitet, sie aufgreift und umformt“
(ebenda, S. 101). Das so entstehende Artikulationsfeld des Übergangs stellt eine hand-
lungspolitische Konfliktzone aufgrund einer letzten Unbestimmtheit dar, die von den
unterschiedlichen Akteuren – auch in betrieblichen Auseinandersetzungen – gestalte-
risch genutzt werden kann.
Das Handeln in Organisationen bewegt sich – wie schon dargestellt – zwischen den
Polen der Autonomie (Freiheit) und der Abhängigkeit (Zwang). Für die Ausgestal-
tung und Ermöglichung einer ökologischen Betriebspolitik kommt der Kontingenz
im Spannungsverhältnis von „Zwang und Autonomie“ (als Kontingenz im Span-
nungsverhältnis von zwei gleichzeitig präsenten, aber durchaus gegensätzlichen
Handlungslogiken) eine entscheidende Bedeutung zu. „Kontingenz“, somit das
„Auch-anders-möglich-sein-Können“, ist die Bedingung für mikropolitische Prozesse
in Unternehmen. „Kontingent im radikalen Sinne des Wortes, das heißt, zugleich ab-
hängig von einem Kontext, von den darin vorhandenen Gelegenheiten und den von
ihm auferlegten (materiellen und menschlichen) Zwängen, und unbestimmt, folglich
frei“ (Crozier/Friedberg 1979, S. 313).
In organisationalen Entscheidungsprozessen wird permanent versucht – und dies ist
für die Stabilisierung von Handlungen in Raum und Zeit notwendig –, die Kontin-
genz in Eindeutigkeiten zu transformieren. Da der Entscheidungsprozeß als Prozeß –
bevor er in Eindeutigkeiten endet – aber selber kontingent ist, entstehen immer wie-
der mikropolitische Auseinandersetzungen zwischen den Akteuren (vgl. Ortmann
1995, S. 61ff.). „Unser Argument lautet weder ‚anders geht es nicht‘ noch ‚anders geht
es effizienter‘, sondern ‚anderes ist möglich‘. Dreh- und Angelpunkt unseres Plädoyers- 28 -
für soziale Rationalität ist die Kontingenz betrieblicher Entscheidungen. Daß dagegen
der Einwand ökonomischer Zwänge nicht sticht, haben wir gezeigt. Betriebswirt-
schaftliche Notwendigkeiten sprechen in vielen Situationen dafür, die Vorzüge der
Sichtweisen der anderen anzuerkennen, um Perrows Wendung aufzugreifen. In ande-
ren Situationen mag das Gegenteil wahr sein. Fast immer aber bleibt es bei einer Am-
biguität, Unschärfe und Kontingenz der Entscheidungssituation, die nicht mittels
ökonomischer Kalküle, sondern mit der Macht höchst interessierter Akteure in Ein-
deutigkeit transformiert wird“ (Ortmann u. a. 1990, S. 591). Dies trifft auch auf Un-
ternehmen zu, wenn aus unterschiedlichen Interessen heraus um die konkrete Ausge-
staltung der betrieblichen Umweltpolitik „gestritten“ wird, da trotz bekannter Re-
striktionen in der Umweltpolitik erhebliche Bandbreiten (Varianzen) der Ausgestal-
tung bestehen. „Geschlossen wird diese Kontingenz in mikropolitischen Auseinan-
dersetzungen unter Rekurs auf Interessen, Strategien und Machtmittel, die der beste-
henden Herrschaftsordnung entspringen. Noch der schärfste ökonomische Druck
will wahrgenommen, interpretiert und in eindeutige Entscheidungen umgesetzt sein.
Dies geschieht im Wege der mikropolitischen Transformation von Kontingenz“
(ebenda, S. 591f.).- 29 -
4. Ansatzpunkte und Konstellationen betrieblicher
Umweltpolitik
Werden die potentiell vorhandenen Handlungsmöglichkeiten in den Gestaltungs- und
Kontingenzräumen der sozialen Verhältnisse in Unternehmen berücksichtigt, zeigt
sich, daß sich ökonomische Institutionen wie Unternehmen nicht entlang einer öko-
nomisch vorgegebenen autarken Logik als die jeweils effizienteste Antwort auf öko-
nomische und technologische Herausforderungen entwickeln. Vielmehr restringieren
diese ökonomischen Bedingungen, welche Möglichkeiten es gibt (vgl. Ortmann 1995,
S. 254/255). Der Handlungsraum und die unhintergehbare Situation der Kontingenz
innerhalb ökonomischer Strukturen beinhaltet Gestaltungschancen und die Möglich-
keit der Politisierung zukünftiger Entwicklungswege. Der Begriff des Handlungskor-
ridors, der Gestaltbarkeit innerhalb ökonomischer Rahmenbedingungen, besagt dann
lediglich, daß es keinen „one best way“ in den Entwicklungswegen gibt, sondern Lö-
sungen für das Unternehmen gangbar sein müssen, damit sie sich durchsetzen können
(vgl. ebenda, S. 271). Für Unternehmen ist damit impliziert, daß ihr Innenleben, aber
auch ihre Außenbeziehungen von politischem und strategischem Handeln mit ge-
prägt werden und sich nicht auf reine (ökonomische) Strukturdeterminismen begren-
zen lassen. Neben Macht und Politik wird das Handeln in Unternehmensorganisa-
tionen ebenso von Deutungsmustern (z. B. Paradigmen und Leitbildern wie Lean
Production) und Normen mitbestimmt, die sich nicht nur auf die reine Verfolgung
von ökonomischen und politischen Zwecken reduzieren lassen. So kommt beispiels-
weise auch den Leitbildern (z. B. Lean Production, TQM etc.) eine spezielle Bedeu-
tung zu. „Leitbilder sind wegen ihrer orientierenden, antreibenden, sinnstiftenden,
motivierenden, normativ-legitimatorischen Funktion in Innovationsprozessen von
großer mikropolitischer Bedeutung. Sie setzen sich nicht machtunabhängig durch,
und ihre machtgestützte Etablierung hat Machtwirkungen, beeinträchtigt oder för-
dert die Durchsetzungschancen bestimmter Akteure, Interessen und Innovationskon-
zepte“ (Ortmann u. a. 1990, S. 62). Hierzu zählen aber auch Momente der Konsens-
findung, der Kampf unterschiedlicher Rationalitäten (Manager/Beschäftigte) und
wechselnde Koalitionen in Unternehmen mit jeweils spezifischen Eigeninteressen
und Lösungsperspektiven. Allerdings soll auch nicht verschwiegen werden, daß öko-
nomische Entscheidungen sehr gewichtig für betriebliche Handlungsmöglichkeiten
sind. Einmal getroffene technologische Entscheidungen, die Fixierung von Kapital in
Stahl und Beton, erschweren nachträgliche Änderungen aufgrund der notwendigen
Amortisierung der getätigten Investitionen bzw. ermöglichen Veränderungen oftmals
erst bei Neu- und Ersatzinvestitionen.
Wenn wir die Politikhaltigkeit möglicher betrieblicher Ökologisierungsprozesse in
Betracht ziehen, wird bereits an diesem Punkt bedeutsam, daß die gängigen Vorstel-
lungen einer ökologischen Betriebspolitik nicht ungebrochen haltbar sind. Wird doch
üblicherweise davon ausgegangen, daß ökonomische und technologische Anforde-
rungen an Unternehmen einerseits und externe und ökologische Anforderungen an- 30 -
Unternehmen andererseits einen schrittweisen und planbaren Wandlungsprozeß in
Richtung ökologischerer Wirtschaftsweisen und einer Effizienzrevolution ermögli-
chen (vgl. Huber 1995; Hallay 1996). Die Annahmen über mikropolitische Suchpro-
zesse auf der betrieblichen Ebene, sofern sie überhaupt stattfinden, verdeutlichen da-
gegen den eher offenen und konflikthaltigen Charakter dieser betrieblichen Wand-
lungsprozesse (vgl. Birke/Schwarz 1994). Auf der betrieblichen Ebene zeigt sich bei
den Versuchen zur Integration ökologischer Entwicklungswege immer wieder, daß es
sich hierbei um einen ökonomischen, stofflichen, technischen und zugleich organisa-
torischen, sozialen und politischen Reorganisationsprozeß handelt (vgl. Birke/
Schwarz 1994; Burschel 1996; Dückert/Groth/König 1998). Der Prozeß bleibt immer
an die innerbetrieblichen sowie zwischen- und außerbetrieblichen Handlungs- und
Konfliktkonstellationen gebunden. Die Suche nach möglichen ökologischen Hand-
lungs- und Produktionsweisen im Betrieb ist somit aufgrund der ökonomischen, der
mikro- und makropolitischen Konstellationen, immer ein machtdurchwirkter und
relativ ergebnisoffener Such- und Lernprozeß im Rahmen bestehender kontingenter
Handlungsräume. Birke und Schwarz sprechen in ihrer Untersuchung mit Bezug auf
Ortmann und Levi-Strauss von einer „strategischen Bricolage“ (vgl. Birke/Schwarz
1994, S. 152).
All diese Punkte sensibilisieren einerseits dafür, daß die ökologische Umsetzung be-
trieblicher Handlungsziele auch von den entscheidungsrelevanten Akteuren und ih-
ren Interaktionen im Betrieb abhängt, und es andererseits eine Illusion ist, von der
Annahme auszugehen, daß sich derartige Ökologisierungsprozesse rein technokra-
tisch lösen und linear planen ließen. Gerade auf der betrieblichen Handlungsebene ist
der Umsetzungsprozeß ökologischer Produktionsgestaltung immer geprägt durch:
–  „trial and error“ als Ausweg aus dem Dilemma, daß es weder einen technisch-
stofflichen, ökonomischen noch organisatorischen Königsweg oder eindeutig
konsistente Gesamtkonzepte für eine Ökologisierung der bestehenden Betriebs-
strukturen gibt,
–  „muddling through“ als Versuch, den Wust von Konzepten, Problemvorschlägen
und Entscheidungsalternativen zu bewältigen,
–  „strategische Bricolage“ als „... beständige Rekombination von Problemformulie-
rungen, strategischen Zielansätzen, Planungselementen und -methoden und ins
Auge gefaßten Lösungsaktivitäten“ (vgl. Birke/Schwarz 1994, S. 157).
Unter den gegebenen ökonomischen Globalisierungstendenzen und Veränderungen
innerhalb der Arbeits- und Produktionsstrukturen, die unter dem Schlagwort Lean
Production firmieren, ist es zudem sehr wahrscheinlich, daß nur solche Strategien
einer ökologischen Betriebspolitik Aussicht auf Erfolg haben, die mit diesen Mana-
gementstrategien kompatibel sind bzw. diese Strategien aufgreifen und mit neuen
Anforderungen und Ansprüchen konfrontieren, ohne dabei die schwierige Balance
zwischen kurzfristigen ökonomischen und langfristigen sozial-ökologischen Interes-
sen zu verlieren. Für die Entwicklung dieser Strategievarianten wird es entscheidend
darauf ankommen, nach möglichen Anknüpfungspunkten im Rahmen neuer Unter-
nehmens- und Managementkonzepte zu suchen.- 31 -
In diesem Sinne stellen neben dem ökologischen Handlungsdruck für Unternehmen,
der sich aufgrund gesellschaftspolitischer Veränderungen der Rahmenbedingungen
für unternehmerisches Handeln ergeben wird bzw. ergeben könnte, neue Anforde-
rungen an die Organisationsstrukturen und die damit verbundenen Lernanforderun-
gen an die betriebliche Organisation einen entscheidenden Anknüpfungspunkt für
Strategievarianten im Rahmen einer ökologischen Betriebspolitik dar (vgl. Geißler
1995; Pfriem 1995a und 1995b; Girschner 1990). So wird in der wissenschaftlichen
Diskussion oftmals eine Schnittstelle für die mögliche Entwicklung des betrieblichen
Umweltschutzes zwischen den ökonomischen Reorganisationsprozessen, der Instal-
lierung betrieblicher Qualitätssicherungssysteme (TQM und ISO 9000) und der mög-
lichen komplementären Implementierung eines Ökomanagementsystems im Rahmen
der Öko-Audit-Verordnung gesehen (vgl. bspw. Petrick/Eggert 1995). Für eine mög-
liche Schnittstelle zwischen der Öko-Audit-Verordnung, dem TQM, dem Qualitäts-
managementsystem nach ISO 9000 und einer gleichzeitigen ökologischen betriebli-
chen Reorganisation kann zunächst formal gesagt werden, daß Umweltpolitik und
Umweltmanagementsysteme in Unternehmen ebenso ständiger Verbesserungen be-
dürfen wie das Qualitätsmanagementsystem. So soll bei der Realisierung des Quali-
tätsmanagements das Normenwerk der Reihe EN ISO 9000 als Orientierungsrahmen
dienen. Die Normen der EN ISO 9000 wurden von privatrechtlich arbeitenden
Normenorganisationen erarbeitet. Sie besitzen somit keinen rechtsverbindlichen
Charakter. Diese Normsetzung beschreibt aber die Anforderungen an ein Qualitäts-
managementsystem und gibt Hinweise für die Aufbau- und Ablauforganisation. Un-
ter ökologischen Gesichtspunkten soll der internationale Norm-Entwurf ISO/DIS
14001 denjenigen Unternehmen als Hilfestellung dienen, die Qualitäts- und Um-
weltmanagementsysteme gemeinsam betrachten und zertifizieren wollen. Beide Sy-
steme – Umweltmanagementsystem und Qualitätsmanagementsystem – dienen der
Verbesserung der Ablauforganisation hinsichtlich der Kundenzufriedenheit und des
Umweltschutzes nach außen und innen und der Förderung der innerbetrieblichen
Kommunikation über diese Handlungsanforderungen innerhalb der betrieblichen
Organisationsstrukturen. Die bewußt vorgenommene Möglichkeit der Zusammen-
führung und Abstimmung der klassischen Qualitätsmanagement- und Umweltmana-
gement-Forderungen durch deren gemeinsame strukturelle und inhaltliche Orientie-
rung an DIN EN 9001 hat zur Folge, daß Umweltmanagementsysteme und klassische
Qualitätsmanagementsysteme, die auf Basis dieses Modells konzipiert werden, sich
hinsichtlich ihrer Funktionsmechanismen nicht mehr wesentlich unterscheiden sol-
len. In beiden Fällen entstehen idealtypisch Managementsysteme, die sich als „Werk-
zeuge“ zur wirksamen Umsetzung von Zielvorgaben eignen und zur Festlegung eines
unternehmensspezifischen Qualitäts- und Umweltschutzkonzepts führen sollen (vgl.
Fischer/Pärsch 1995, S. 265f.).
Im Hinblick auf eine ökologisch-soziale Optimierung der Betriebsprozesse kann ne-
ben einem „ideologischen“ und „diskursiven” Anknüpfen an beide Organisationssy-
steme auch auf strukturelle Gemeinsamkeiten zwischen Qualitätsmanagementsystem
und Umweltmanagementsystem hingewiesen werden. Diese sind zum Beispiel: Ver-
pflichtung der obersten Unternehmensleitung zur Einhaltung und Überprüfung des
Qualitätssystems, Weiterbildungsmaßnahmen, Planung und Ablauf interner Audits,- 32 -
Durchführung von Korrekturmaßnahmen und Ursachenanalysen und Verbesserun-
gen etc. In dieser Gesamtprozeßanalyse und ihrer Optimierung (intern und extern),
die noch intensiver und umfassender in den Visionen eines Total Quality Manage-
ment bestehen, existieren zumindest potentielle betriebliche Anknüpfungspunkte der
Verbindung beider Systeme (vgl.Petrick/Eggert 1995; Preßmar 1995). Perspektivisch
ginge es insofern auch darum, die für das Qualitätssystem von der ISO (International
Organization for Standardization) entwickelten Normen der ISO-9000er-Reihe auf
ihre Tauglichkeit für Umweltmanagementsysteme hin zu überprüfen und auf der
Ebene einer EU-Verordnung für alle Mitgliedsstaaten für verbindlich zu erklären (vgl.
Petrick/Eggert 1995). Betriebspolitisch käme es für die Gewerkschaften darauf an,
den rein formalen und normierenden Charakter beider Systeme unter politisch-
sozialen und ökologischen Aspekten „aufzubrechen“ und mit eigenen Gestaltungsop-
tionen an die semantischen „Versprechungen“ dieser Managementsysteme (Eigenver-
antwortung, Denken in Prozessen und nicht in Strukturen, subjektive Aufwertung
der Arbeit etc.) heranzutreten.
Qualitätsmanagementsysteme beruhen ähnlich wie Ökomanagementsysteme auf der
Grundlage, nicht nur ein Produkt zu betrachten, sondern das gesamte betriebliche
System unter Qualitäts- und Umweltgesichtspunkten zu erneuern. Gegenüber der
Qualitätskontrolle impliziert das Qualitätssicherungssystem die ständige Kontrolle
und Verbesserung der Qualität durch ein bereits in der Planung und Produktion inte-
griertes System der permanenten Qualitätssicherung und der systematischen Quali-
tätsverbesserung. Auch eine betriebliche Umweltpolitik setzt perspektivisch an der
ständigen ökologischen Verbesserung der Produktproduktion, der Produktqualität
und der Prozeßabläufe an. Im Übergang von der Kontrolle zur Prävention, wie in der
Qualitätssicherung, liegen die offensichtlichen – zunächst rein formalen – Parallelen
zwischen Qualitäts- und Umweltmanagementsystem. Auf der Ebene der betriebli-
chen und politischen Auseinandersetzung wäre ein Anknüpfen an die „visionären“
Begriffe und Überlegungen im Rahmen der Konzepte der Lean Production insofern
sinnvoll, da in ihnen von beständiger Lernfähigkeit und Eigenleistungsfähigkeit,
Gruppenkompetenz und Prozeßdenken, Autonomie und Selbstorganisation, konti-
nuierlicher Verbesserungen etc. ausgegangen wird. Dies sind allemal wichtige poli-
tisch-diskursive Anknüpfungspunkte für die Ermöglichung einer ökologischen Be-
triebspolitik (von der „Lean Poduction“ zur „Clean Production“).
Das Schlagwort in der wissenschaftlichen Literatur lautet: „Vom nachgeschalteten
zum integrierten Umweltschutz“. Unternehmenspolitisch verbinden sich damit weit-
gehende Anforderungen an einen zu praktizierenden Unternehmenswandel. „Lernen
in Organisationen“ bis hin zum „Organisationslernen“ (vgl. Geißler 1995; Wiesenthal
1995b; Schreyögg/Noss 1995; Pfriem 1995a) und Neugestaltung von Organisations-
strukturen und -mechanismen mit dem Ziel, ökologische Kriterien in den einzelnen
Organisations- und Managementebenen zu integrieren, stellen die neuen Herausfor-
derungen an zukünftige Unternehmensstrategien dar. Daß gerade in den nicht ausrei-
chend entwickelten Organisationsstrukturen Hemmnisse für einen weiteren Fort-
schritt in der betrieblichen Umweltpolitik liegen, darauf deuten die Untersuchungs-
ergebnisse verschiedener betrieblicher Fallstudien hin (vgl. Birke/Schwarz 1994; Bur-
schel 1996; Dückert/Groth/König 1998).- 33 -
1.  Die spezifischen betrieblichen Konstellationen und die unterschiedlichen Wahr-
nehmungen von ökologischen Handlungsanforderungen seitens betrieblicher Akteu-
re heben zugleich die Bedeutung der Mikropolitik hervor. Für die Implementierung
ökologischer Handlungsorientierungen in Unternehmen stellen, sobald der rein
nachgeschaltete Umweltschutz überwunden werden soll, politisches Denken und
Handeln, die Faktoren Macht, Kontrolle, divergierende Interessen und unterschiedli-
che Kompetenzen etc. wesentliche und bedeutsame Aspekte dar (vgl. Birke/Schwarz
1994; Burschel 1996; Föste 1994). Insofern muß eine ökologische Betriebspolitik der
Mikropolitik Rechnung tragen da sie über Macht- und Entscheidungsprozesse we-
sentlich die konkreten Handlungsmöglichkeiten der Akteure in Unternehmen be-
stimmt (vgl. Ortmann/Küppers 1992; Birke/Schwarz 1994; Burschel 1996). Darüber
hinaus kann innerhalb dieses angestrebten Wandlungsprozesses nicht davon ausge-
gangen werden, daß Unternehmen über eine „höhere“ und „funktionale“ Rationalität
– und damit konsistente Problemlösungsfähigkeit – in ihren Entscheidungen verfü-
gen, was grundsätzlich den technischen und politischen „Versuchs-, Such- und Kon-
fliktcharakter“ einer ökologischen Betriebspolitik verdeutlicht (vgl. Ortmann 1995
und 1997).
2.  Damit die betrieblichen Interessenvertretungen und die Gewerkschaften in der
Lage sind, einen solchen Prozeß zu beeinflussen bzw. neue Strategievarianten in be-
triebliche Veränderungsprozesse einzubringen, müssen sie im Bereich der Organisati-
onsgestaltung, der Produkt- und Technikgestaltung und in ökologischen Fragen zu-
nächst Kompetenzen gewinnen. Dazu sind nicht zuletzt neue Beteiligungsformen der
Beschäftigten, ebenso wie Kooperationen mit betriebsexternen Institutionen und Ak-
teuren erforderlich (Wissenschaftlern, Behörden, Initiativen und gewerkschaftlichen
Beratungseinrichtungen etc., vgl. Birke/Schwarz 1994; Bundesmann-Jansen/Frerichs
1995). Gerade auch im Sinne einer ökologischen Betriebspolitik würde sich zur Über-
brückung fehlender integrierter Managementkonzepte in der Organisationsstruktur
der Unternehmen die Einrichtung von zeitlich befristeten und themenzentrierter
Projektgruppen in Unternehmen anbieten. Allerdings ist innerhalb der ökonomisch
dominierten Reorganisation der Unternehmen mit diesen Projektgruppen noch keine
größere Beteiligungschance der Beschäftigten im betrieblichen Umweltschutz ver-
bunden. Die Projektgruppen haben innerhalb begrenzter und finalisierter Verände-
rungsstrategien in Unternehmen einen vorwiegend instrumentellen Charakter, und
die Logik funktionaler und zeitlich befristeter Beteiligung steht in einem Spannungs-
verhältnis zu Interessenvertretungsstrukturen. Sollen die beiden Logiken (emanzipa-
tive Beteiligungsformen und finalisierte, instrumentelle Beteiligung der Beschäftigten)
sich nicht wechselseitig blockieren, müssen die Ergebnisse der Projektgruppen weit-
gehenden demokratischen innerbetrieblichen Entscheidungsprozessen unterzogen
werden. Betriebspolitisch wäre zu überlegen, inwieweit die Projektgruppen als neue
Akteure in den betrieblichen industriellen Beziehungen innerhalb bestehender Struk-
turen als Arbeitsformen institutionalisiert und von den verschiedenen Betriebsakteu-
ren (Umweltschutzbeauftragten, Betriebsräten und interessierten Beschäftigten) un-
abhängig von der Zustimmung des Managements initiiert werden könnten. Damit
würden aber neue „basis- und produktionsnahe“ Mitwirkungsstrukturen jenseits der
klassischen Vertretungsstrukturen innerhalb der industriellen Beziehungen entstehen.- 34 -
5. Von der „Zentralität“ zur „Dezentralität“ des
Umweltschutzes: Zur Notwendigkeit einer
ökologischen Unternehmensreform
Geht man von den unterschiedlichen betriebsökologischen Fallbeispielen aus (vgl.
Birke/Schwarz 1994; Burschel 1996; Dückert/Groth/König 1998), dann ist in den
Betrieben ein Übergang vom nachgeschalteten zum integrierten Umweltschutz und
eine weitergehende Integration des Umweltschutzes in die Organisationsstrukturen
bislang noch nicht gelungen. Letztlich kommt auf der betrieblich praktischen Umset-
zungsebene dem Umweltschutzbeauftragten eine entscheidende Rolle im betriebli-
chen Umweltschutz zu (vgl. Föste 1994). Er ist quasi der Vertreter der ökologischen
Belange und der Initiator umweltpolitischer Projekte im Unternehmen (vgl. ebenda).
Im Rahmen ökonomischer Restrukturierungsprozesse werden an den Umwelt-
schutzbeauftragten neue Anforderungen von seiten des Managements gestellt. Auch
er stößt innerhalb der bestehenden Organisationsstrukturen an Handlungsgrenzen.
So beklagen die Umweltschutzbeauftragten, daß zwar die technischen und rechtli-
chen Anforderungen des betrieblichen Umweltschutzes erfüllt wurden, daß aber für
einen qualitativen Sprung im Umweltschutz tiefgreifende organisatorische Verände-
rungen notwendig seien. An diesem Mangel und an der personellen Überforderung
als „Einzelkämpfer“ scheitere das weitergehende ökologische Engagement in ihrer
Arbeit.
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Innerhalb dieser Blockierungen einer Weiterentwicklung des betrieblichen Umwelt-
schutzes kann zunächst auf die gewandelten Erwartungen des Managements an den
Umweltschutzbeauftragten im Rahmen der betrieblichen Reorganisationsprozesse
verwiesen werden. Die Etablierung von Profit-Center im Rahmen teilautonomer
Produktionslinien macht es nämlich erforderlich, daß der Umweltschutzbeauftragte
nicht nur seine Funktion als Stabsstelle gegenüber dem Management wahrnimmt,
sondern daß er zugleich in Kooperation mit den ökonomisch Verantwortlichen der
Produktionseinheiten nach ökonomisch und ökologisch gangbaren Lösungen sucht.
Der Umweltschutzbeauftragte soll ökologische Aspekte „behutsam“ in die ökonomi-
sche Unternehmensstrategie integrieren. Solange es keine verbindliche ökologische
Handlungsanweisung im Unternehmen für die einzelnen Fachabteilungen gibt, ist die
Implementierung ökologischer Handlungsorientierungen im Unternehmen nicht nur
von der Anschlußfähigkeit gegenüber ökonomischen Parametern abhängig, sondern
ebenso von dem Geschick und der sozialen Kompetenz des Umweltschutzbeauftrag-
ten, dem es gelingen muß, durch persönliche Überzeugungsarbeit entsprechendes
                                               
13 Auf die sich in diesem Kontext ergebenden neuen Funktionen für den Umweltschutzbeauftragten
im betrieblichen Umweltschutz hat Föste (1994) in seiner Studie hingewiesen. Die Bedeutung der
technischen und rechtlichen Fixierung im Umweltschutz und der damit verbundenden Blockie-
rungen hat Burschel (1996) im Begriff der „Verr(i)egelungsthese“ verdeutlicht.- 35 -
Gehör zu finden. Er soll sich quasi durch die Organisationsstrukturen „wurschteln“
und als Service- und Beratungsstelle für die Linien und Profit-Center fungieren.
Darüber hinaus wird erwartet, daß er sich strategische Allianzen in den ökonomi-
schen Kernbereichen des Unternehmens aufbaut (z. B. zu den Linienverantwortli-
chen). Offen bleibt dabei allerdings, wie er sich ohne Weisungskompetenzen und
Sanktionsmöglichkeiten gegenüber den Fachabteilungen durchsetzen soll. Bei einer
Prioritätensetzung auf Kostenreduktion und Produktions- und Entwicklungsbe-
schleunigung – die zudem als Eigenverantwortung den einzelnen Abteilungen über-
tragen werden, die sich entsprechend ihrer ökonomischen Zielerreichung zu legiti-
mieren haben -, läßt sich Ökologie nur schwer in die Eigenlogik dieser betrieblichen
Subsysteme integrieren. Die ökonomische Restrukturierung des Unternehmens, wie
sie oben geschildert wurde und sich in der relativen Eigenständigkeit der einzelnen
Produktionslinien ausdrückt, wird vom Management als Argument für die Nicht-
durchführbarkeit einer einheitlichen ökologischen Unternehmenskonzeption ange-
führt. Gleichzeitig wird die Umweltpolitik aus der Verantwortung des obersten Ma-
nagements in die Linienverantwortung verlagert und in das dortige Spannungsfeld der
ökonomischen Zielerreichung gesetzt. Letztlich wird die Aufgabe individualisiert und
aus dem Verantwortungsbereich des Managements auf den Umweltschutzbeauftrag-
ten abgewälzt. Für das Management erfolgt dadurch eine ökologische Handlungsent-
lastung, da man sich selbst nicht mehr um die ökologische Organisations- und Pro-
duktgestaltung (jenseits des technisch-rechtlich nachgeschalteten Umweltschutzes)
bemühen muß.
Obwohl es für die Durchsetzbarkeit des betrieblichen Umweltschutzes in der Unter-
nehmensorganisation ein Vorteil ist, wenn der Umweltschutz offensiv von höchster
Managementebene mitgetragen wird, Umweltschutz also als „Chefsache“ firmiert, so
zeigt sich, daß der Umweltschutz heute seinen Schwerpunkt im Übergang von der
„Chefsache“ zur „Organisationssache“ hat. Die dezentrale Unternehmensorganisation
macht einen zentralen Zugriff des betrieblichen Umweltschutzes auf die Produkti-
onsgestaltung nur bedingt möglich. Auch der Umweltschutz im Unternehmen müßte
daher von der zentralen Stabsstellenfunktion – analog zum Qualitätsmanagementsy-
stem – in die Kontextsteuerungselemente und Eigenverantwortung der Produktions-
einheiten überführt werden. Man steht so vor einer paradoxen Situation: Die Dezen-
tralisierung des Unternehmens läßt einen weitergehenden zentralen Umweltschutz
nicht mehr zu, gleichzeitig ist aber auch in dezentrale Unternehmenseinheiten auf-
grund des Kostenmanagements nur noch begrenzt Umweltschutz integrierbar. Sobald
man versucht, an einem Punkt betriebsökologisch aktiv zu werden, stößt man auf die
Begrenzungen der jeweils anderen Anforderungsmomente im Unternehmen. Die
Dezentralisierung des Unternehmens bei gleichzeitiger Ökonomisierung der Produk-
tionsabteilungen steht einem zentral initiierten Umweltschutz entgegen und begrenzt
zugleich eine dezentrale Integration des Umweltschutzes aufgrund der primär öko-
nomischen Orientierungen (Kostenmanagement) in den einzelnen Produktionsabtei-
lungen. Aufgrund der „Eigenlogik“ der Fachabteilungen und einer fehlenden zentra-
len Organisationsanweisung oder Koordinierung kommt der Umweltschutz inner-
halb der Unternehmensabteilungen quasi schon immer strukturell zu spät. An diesen
strukturellen Hemmnisssen des betrieblichen Umweltschutzes treten immer wieder- 36 -
Konflikte zwischen den Managern, den einzelnen Abteilungen und dem Umwelt-
schutzbeauftragten auf. Die Frage, was letztlich unter ökologischen und ökonomi-
schen Aspekten umsetzbar ist und was nicht, ist trotz aller ökologischer Unterneh-
mens- und Managementmodelle interpretationsfähig und insofern politisch strittig.
Spiegelbildlich wird auch von den Umweltschutzbeauftragten auf die „Organisati-
onsblockaden“ im Umweltschutz verwiesen (vgl. Burschel 1996; Hoffmann/Röhr
1997). Während die Organisationsanforderungen im betrieblichen Umweltschutz
vom Management im wesentlichen mit dem Anspruch einer konformeren Einbin-
dung des Umweltschutzes in die betrieblichen Strukturen und in einer stärkeren Ori-
entierung an den ökonomischen Zielen des Unternehmens begründet werden, sehen
die Umweltschutzbeauftragten in den bestehenden Hierarchieebenen und der Exter-
nalität des Umweltschutzes in den Handlungsorientierungen der einzelnen Fachabtei-
lungen des Unternehmens die größten Hindernisse für eine qualitative Weiterent-
wicklung des betrieblichen Umweltschutzes. Die Selbstreferenzialität der Organisa-
tionsbereiche verhindert geradezu die Aufnahme ökologisch externer Handlungsan-
forderungen. Gleichzeitig wird deutlich, daß die Umweltschutzbeauftragten immer
wieder an den bestehenden Organisationsstrukturen und deren inhärenten Macht-
und Akzeptanzstrukturen scheitern. Die Einrichtung zentraler Stabsstellen für Um-
weltschutz beinhaltet immer auch die Gefahr der Kanalisierung umweltpolitischer
Belange auf diese Stelle. Nicht nur das oberste Management, sondern alle Fachabtei-
lungen des Unternehmens werden von diesem Handlungsbereich entlastet.
Durch die im Rahmen der ökonomischen Restrukturierung stärkere Dezentralisie-
rung und Etablierung von Profit-Centern findet eine Entkopplung von zentralen
Funktionsbereichen statt. Die ausschließlich ökonomischen Vorgaben der Profit-
Center stehen der Berücksichtigung ökologischer Belange entgegen. Sie wirken de
facto wie zwei unterschiedliche Logiken. Daher kann nur eine ökologische Unter-
nehmensreform Impulse für eine Weiterentwicklung einer ökologischen Betriebspoli-
tik liefern. Ansonsten bleibt betrieblicher Umweltschutz vom Engagement, der sozia-
len Kompetenz und der Durchsetzungsstärke des Umweltschutzbeauftragten allein
abhängig oder von dem Engagement und der Einsichtigkeit des obersten Manage-
ments des Unternehmens.- 37 -
6. Umweltschutz, Reorganisation und betriebliche
Interessenvertretung: Organisations- und
arbeitspolitische Dimensionen des betrieb-
lichen Umweltschutzes und mögliche
Handlungsblockierungen
Die strategische Bedeutung des Umweltschutzes in den betrieblichen Auseinanderset-
zungen liegt in den Anforderungen, die eine integrierte ökologische Betriebsorganisa-
tion an ein Unternehmen stellt. Hier ist eine ökologische Unternehmensreorganisati-
on potentiell an die ökonomischen Reorganisationsprozesse anknüpfbar, da beide
Anforderungen einen weitgehenden Organisationswandel voraussetzen. Dies zeigt
sich insbesondere an den Schwierigkeiten der Integration des Umweltschutzes in das
Qualitätssystem. Unter betriebsökologischen Aspekten wäre es perspektivisch kon-
sequent, wenn beide Organisationsanforderungen miteinander verbunden würden.
Hinsichtlich der möglichen betrieblichen Akteure für die Initiierung einer derartigen
ökologischen Unternehmensreform kommt außer dem Management auch dem Be-
triebsrat, neuen Formen der Mitarbeiterbeteiligung und dem Umweltschutzbeauf-
tragten eine betriebspolitische Bedeutung zu.
Einerseits ist der ökonomische Reorganisationsprozeß auf neue Formen der Mitarbei-
terbeteiligung und der Mitarbeiteranerkennung angewiesen (größere Eigenverantwor-
tung, selbstverantwortliche und autonomere Gruppenarbeitsformen, Abbau von
Hierarchien, adäquate Entlohnung bei wachsenden Aufgaben in den Gruppen etc.),
wenn es nicht zu Reformblockaden kommen soll. Hierfür bedarf es eines neuen Ar-
rangements zwischen der betrieblichen Interessenvertretung, dem Management und
den Beschäftigten. Andererseits erfordert die ökologische Organisationsreform das
Zusammenspiel vieler Betriebsakteure für das Auffinden geeigneter Lösungen. Nicht
nur, daß es sich bei der Ökologisierung von Betriebsstrukturen um einen Suchprozeß
handelt, in dem eine spezifische Rekombination der technischen, ökonomischen und
kulturellen Momente des Unternehmens gelingen muß, sondern auch auf der zu-
nächst rein pragmatischen Ebene der „ersten Schritte“ in Richtung einer integrierten
ökologischen Unternehmenskonzeption zeigt sich, daß die einzelnen Abteilungsver-
antwortlichen, der Einkauf, die Linienverantwortlichen, die Entwicklungsabteilun-
gen, das Marketing und der Verkauf etc. im Sinne einer ökologischen Gesamtstrategie
im Unternehmen verstärkt miteinander kooperieren müssen, damit die Umwelt-
schutzbeauftragten mit ihrem ökologischen Engagement nicht an den bestehenden
Organisations- und Hierarchiestrukturen und den Abteilungsgrenzen im Unterneh-
men scheitern.
Daß eine Verbindung des betrieblichen Umweltschutzes mit ökonomischen Reorga-
nisationsprozessen möglich ist und teilweise real in den Betrieben stattfindet, zeigt
sich in Ansätzen im Rahmen der ökonomischen betrieblichen Reorganisation. Deut-- 38 -
lich wird hier das Ineinandergreifen von Umweltpolitik und Restrukturierungspro-
zessen sowohl hinsichtlich der Verringerung der Fertigungstiefe und der „Just-in-
time“-Belieferung (JIT) als auch in der Recyclingdebatte in den von uns untersuchten
Betriebsfallbeispielen. In beiden Punkten ist der Umweltschutz mit der Sicherung
von Arbeitsplätzen verbunden. Anwohnerproteste über den steigenden LKW-Ver-
kehr (bis zu 200 LKWs täglich) werden innerbetrieblich für eine Argumentation ge-
gen die JIT-Konzeption, der damit verbundenen Senkung der Fertigungstiefe und der
Beschäftigtenzahlen genutzt. Darüber hinaus argumentiert der Betriebsrat gegenüber
der Geschäftsleitung, daß die angestrebte „Qualitätsproduktion“ bei einer geringen
Eigenfertigung und einem erhöhten Anteil von Fremdbeschäftigten im Unternehmen
nicht zu gewährleisten sei. Gleichzeitig konnte der Betriebsrat die innerbetriebliche
Debatte über das Produktrecycling für einen „Beschäftigungssicherungs-Diskurs“ im
Unternehmen nutzen. So soll das Produktrecycling in einem von der Schließung be-
drohten Produktionsstandort durchgeführt werden.
So ergibt sich aufgrund der veränderten Produktionskonzepte und staatlicher Regu-
lierung z. B. in Form des Kreislaufwirtschaftsgesetzes eine Schnittstelle zur betriebli-
chen Umweltpolitik und der Sicherung von Arbeitsplätzen. Der betriebliche Um-
weltschutz wird perspektivisch in das Spannungsfeld zwischen einer erweiterten öko-
logischen Unternehmensstrategie und den ökonomischen Zielsetzungen des Betriebs
gerückt. Zugleich verdeutlichen diese Veränderungen in der innerbetrieblichen Dis-
kussion über den Umweltschutz, daß der Betriebsrat ökologische Aspekte nicht als
„Umweltpolitik“ an sich aufgreifen kann, sondern daß die ökologischen Ziele einen
direkten Bezug zu den klassischen betrieblichen Konfliktkonstellationen und Reor-
ganisationsprozessen im Unternehmen haben müssen. Insofern ist für die Weiterent-
wicklung der betrieblichen Umweltpolitik die konkrete Verknüpfung des Umwelt-
schutzes mit organisations- und arbeitspolitischen Fragen durch den Betriebsrat un-
abdingbar. Hier liegt eine Schnittstelle von ökonomisch induzierten und gleichsam
ökologisch notwendigen Wandlungsprozessen in den Betriebsstrukturen.
14 Allerdings
stoßen die Betriebsräte auf der Ebene einer arbeitspolitisch erweiterten Umweltpoli-
tik immer wieder an die Grenzen der bestehenden unternehmerischen Macht-, Orga-
nisations- und Entscheidungsstrukturen, dies nicht zuletzt aufgrund der mangelnden
formalen betrieblichen Mitbestimmungsmöglichkeiten in dem Themenfeld „Ökolo-
gie“ (vgl. Dückert/Groth/König 1998, S. 76ff.).
So stehen die Betriebsräte aufgrund der Veränderungen der Arbeits- und Produkti-
onsstrukturen im Rahmen der ökonomischen Reorganisation der Betriebe vor neuen
Herausforderungen. Die veränderten Produktionskonzepte führen nicht nur zu ei-
                                               
14 So weisen Birke/Schwarz (1994) bezüglich einer ökologischen Betriebspolitik auf die Notwendig-
keit der Erarbeitung betriebspolitischer Entwicklungskonzepte für ein Co-Management der Be-
triebsräte hin, wenn der betriebliche Umweltschutz über den konventionellen Bereich der Ar-
beitspolitik hinaus entwickelt werden soll. Darüber hinaus verdeutlicht die Studie von Bundes-
mann-Jansen/Frerichs (1995), daß die veränderten Unternehmensstrukturen von den Gewerk-
schaften eine neue Betriebspolitik und neue Formen der Organisationsstrukturen und Beteili-
gungsmöglichkeiten verlangen, was nicht nur ein neues Verständnis der Betriebspolitik erforder-
lich mache (Frerichs 1995), sondern tendenziell zu einer politisierten Form des Co-Managements
im Unternehmen führen muß. Insofern gilt es, beide Momente miteinander zu verbinden.- 39 -
nem ständigen Druck auf die Arbeitsplätze, sondern verlangen von den Betriebsräten
auch eine Ausrichtung ihrer bisherigen Politikformen an den sich verändernden Or-
ganisationsformen im Unternehmen. Insbesondere kann darauf hingewiesen werden,
daß die Etablierung produktionsnaher Vertretungsstrukturen, die Aufwertung der
politischen Funktion des Gruppensprechers und eine entsprechende betriebliche Ab-
sicherung dieser Funktion sowie schließlich auch das verstärkte Setzen auf zeitlich
begrenzte Beteiligungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten für die Mitarbeiter in Pro-
jektgruppen zu neuen Anforderungen an die Betriebsratsarbeit führen (vgl. Dörre/
Neubert 1995; Bundesmann-Jansen/Frerichs 1995). Das „Insgesamt“ der betrieblichen
Veränderungsprozesse wird in der soziologischen Diskussion auch als Indiz für eine
„potentielle“ Politisierung der bisherigen betrieblichen Sozialbeziehungen mit weit-
reichenden Konsequenzen für die einzelnen Akteure und Regulierungsformen gedeu-
tet (beispielhaft Beck 1996; Bundesmann-Jansen/Frerichs 1995; Dörre/Neubert 1995).
Allerdings ist der Aspekt als solcher nicht neu. Daß innerhalb der industriellen Be-
ziehungen und in Organisationen politische Prozesse stattfinden, ist ein bekanntes
Ergebnis der Organisationstheorie und in der Industriesoziologie, z. B. der Arbeits-
prozeß-Debatte (Scott 1986; Küpper/Ortmann 1988; Neuberger 1995; Ortmann
1995; Friedberg 1995). Die Brisanz der aktuellen Debatte liegt eher darin, ob im Sinne
der Theorie der „Dualität von Struktur“ von Giddens (1992) die reale Möglichkeit der
Beschäftigten und ihrer Interessenvertretung (unter modifizierten kollektiven Politik-
formen) darin besteht, in die Ereignisreihen betrieblicher Restrukturierungsprozesse
strukturmodifizierend und transformierend eingreifen zu können. Damit wird aber
explizit auf die Politikfähigkeit und Politikorganisierbarkeit der jeweiligen betriebli-
chen Akteure unter den veränderten Bedingungen verwiesen.
Die von Umweltschutzbeauftragten eingeforderte Weiterentwicklung des betriebli-
chen Umweltschutzes setzt ebenfalls eine Organisationsreform des Unternehmens
voraus. Die Notwendigkeit einer ökologischen Unternehmensreform wird sowohl
vom Betriebsrat als auch von seiten der Umweltschutzbeauftragten gesehen. Analog
zum Qualitätsmanagement und der ökonomischen Neukomposition der Unterneh-
men müßte der Umweltschutz in die ökonomische Prozeßverantwortung der Fach-
abteilungen integriert und – in einer auch ökologischen Betrachtung der Produk-
tionskette – überführt werden. Der Umweltschutz müßte neben der zentralen Stabs-
stellenfunktion in die Kontextsteuerungselemente und Eigenverantwortung der de-
zentralen Produktionseinheiten eingehen, da innerhalb der bestehenden Strukturen
die Dezentralisierung des Unternehmens einen weitergehenden zentralen Umwelt-
schutz nicht mehr zuläßt. Eine mögliche Perspektive kann insofern nur noch in ei-
nem stetigen Übergang des betrieblichen Umweltschutzes von der „Chefsache“ zur
„Organisationssache“ bestehen.
Eine personelle betriebspolitische strategische Allianz der betrieblichen Interessenver-
tretung und des Umweltschutzbeauftragten bietet sich insofern an, als für das Aufzei-
gen betriebspolitischer Entwicklungskonzepte und ökologischer Reformvorhaben
beide Akteure nicht nur von den Vorgaben und Entscheidungen des Managements
abhängig sind, sondern mögliche Alternativentwürfe einer zukünftigen Unterneh-
mensentwicklung arbeitspolitische und ökologische Anforderungen gerade aufgrund
der ökonomischen Reorganisation in den Unternehmen berücksichtigen müssen.- 40 -
Diese wechselseitige Angewiesenheit der beiden Akteure zeigt sich schon heute darin,
daß die Umweltschutzbeauftragten den betrieblichen Umweltschutz nur in der Form
einer Organisationsintegration weiterentwickeln können, während die Interessenver-
tretung für ihren Beschäftigungssicherungsdiskurs auf ökologisch unterstützende Ar-
gumente für neue Unternehmensstrategien und Innovationen (Produktrecycling, JIT,
regionale Produktionsvernetzungen) angewiesen ist.
15 Betrachtet man die Ergebnisse
aus den verschiedenen Forschungsprojekten (vgl. Föste 1994; Birke/Schwarz 1994;
Burschel 1996; Dückert/Groth/König 1998), so muß allerdings kritisch gesehen wer-
den, daß von den Betriebsräten und den Umweltschutzbeauftragten die betriebspoli-
tische Dimension und die Chancen einer Verbindung der arbeitspolitischen mit einer
umweltpolitischen Organisationsreform in Unternehmen im Sinne einer strategi-
schen Allianz und eines Co-Managements einer komplementären Modernisierungsin-
novation kaum gesehen und in ihrem betriebspolitischen Handeln nicht berücksich-
tigt werden.
Die Forschungsergebnisse verdeutlichen, daß diese potentielle betriebspolitische Alli-
anz der betrieblichen Interessenvertretung und des Umweltschutzbeauftragten zum
einen an der weiterhin bestehenden Loyalitätspflicht des Umweltschutzbeauftragten
gegenüber dem Management
16 auf der einen Seite und einer weitgehenden ökologi-
schen Indifferenz des Betriebsrates auf der anderen Seite scheitern. Grundsätzlich de-
legieren auch die Betriebsräte die umweltpolitischen Themen an den Umweltschutz-
beauftragten, und der Umweltschutz hat außerhalb des engeren Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes für die meisten Betriebsräte keine Bedeutung für ihre betriebspoli-
tische Arbeit. Zudem sind den Betriebsräten die mit einem Umweltmanagement ver-
bundenen Organisationsveränderungsprozesse kaum bewußt. Insofern fand eine
komplementäre ökologische Modernisierung der Unternehmensstrukturen als Ver-
bindung mit arbeitspolitisch initiierten Organisationsveränderungen im politisch-
strategischen Kalkül der Betriebsräte nicht statt. Hier besteht für den Betriebsrat, aber
auch für den Umweltschutzbeauftragten offensichtlich ein hoher Beratungsbedarf.
Letztlich gilt es bezüglich der Implementierung eines Umweltmanagements, die gän-
gigen Rationalitätsannahmen der ökonomischen Theorie (methodologischer Indivi-
dualismus) – die auf ökonomische Organisationen übertragen wurden – zu revidieren.
Dies zeigen nicht nur die Befunde der bereits angeführten Betriebsfallstudien, sondern
auch die Studie von Cebon in den USA (vgl. Cebon 1996). Demnach sind Unterneh-
men eben keine Organisationen, die auf rationale Anforderungen und Inputs rational
reagieren. Das Innenleben dieser Organisation bildet für die Entscheidungsprozesse
und konkreten Verhaltensweisen eben keine zu vernachlässigende „black box“. Auch
kann aufgrund der eigenen Untersuchungsergebnisse der vier vorliegenden Betriebs-
                                               
15 Die hier geforderten notwendigen betrieblichen Allianzen beziehen sich allerdings nicht nur auf
den Umweltschutzbeauftragten und die betriebliche Interessenvertretung, sondern müßten zudem
neue Formen der Zusammenarbeit von Belegschaftsteilen, Technikern und Ingenieuren innerhalb
von betrieblichen Arbeitskreisen umfassen.
16 Zwar ist der Umweltschutzbeauftragte von seinem umweltpolitischen Engagement nicht „der
Mann des Unternehmens“ (Föste 1994), aber es besteht hinsichtlich seiner politischen Aktivitäten
und betriebspolitischen Allianzen eine Loyalitätsverpflichtung, ein Abhängigkeitsverhältnis ge-
genüber dem Management.- 41 -
fallstudien Cebon insofern zugestimmt werden, daß Umweltbelange in den Betrieben
zwar einen nicht zu vernachlässigenden Teil der Unternehmensaufgaben darstellen,
aber die diesbezüglich ergriffenen organisatorischen Aufgaben in Unternehmen oft-
mals einen symbolischen Charakter haben und nicht zu einer ökologischen Unter-
nehmens- und Organisationsreform führen. Weitere Untersuchungsergebnisse konn-
ten darüber hinaus zeigen, daß „eingebettete“ technische Veränderungen im Umwelt-
schutz gegenüber den „nicht eingebetteten“ – je nach ihrer Nähe zum eigentlichen
Produktionsprozeß unterschieden – schwieriger zu implementieren sind (vgl. Dük-
kert/Groth/König 1998). Umweltverantwortliche haben in den bestehenden Be-
triebsstrukturen nur eine geringe Macht innerhalb der Organisationen und befinden
sich gegenüber den „Zentren“ der Organisationsstrukturen in einer eher peripheren
Position.- 42 -
7. Neue Sichtbarkeiten und Anknüpfungspunkte
in der Betriebspolitik
Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, daß die Chancen einer ökologischen
Betriebspolitik von politischen Momenten bestimmt werden. Eine ökologische Un-
ternehmensentwicklung stellt eine explizit politische Frage dar, nämlich das Austra-
gen und der Streit über differente ökologische Entwicklungsmöglichkeiten und Ver-
haltensweisen im Unternehmen. Auch die Verbindung der ökologischen und öko-
nomischen Unternehmensreorganisation deutet auf den immanent politischen Cha-
rakter der Interaktion der betrieblichen Akteure in Betrieben. Unternehmen als
Wirtschaftsorganisationen unterliegen einer externen Referenzebene, der sie sich auf-
grund des Verwertungs- und Akkumulationszwangs nicht entziehen können und der
die internen Organisationsbedingungen und deren Ausgestaltung mit beeinflußt. Die
Komplexität und Interdependenz dieser externen und internen Konstitutionsmomen-
te von Organisationen und die Bedeutung der Akteure und der sozialen Kommunika-
tionsprozesse für die konkrete Ausgestaltung des „Innenlebens“ von Organisationen
wird von Martens (1989) in einer Modifikation Habermasscher handlungstheoreti-
scher und Luhmannscher systemtheoretischer Erklärungsansätze näher skizziert.
Damit kommt auch der Person für eine Organisationsanalyse (als weiteren Referenz-
punkt in dieser Theorie) unter den zentralen Begriffen der „Akzeptanz“ und der „At-
traktivität“ und der damit verbundenen besonderen sozialen und systemischen Struk-
turform der Kommunikation und Legitimation in Unternehmen eine organisations-
strukturierende Bedeutung zu.
Hinsichtlich der behandelten Problemkonstellationen und der Möglichkeiten für eine
realistische und handlungsorientierte ökologische Betriebspolitik liegt ein Hauptau-
genmerk einerseits auf den Partizipationsmöglichkeiten der Beschäftigten im Produk-
tionsprozeß und andererseits auf den Chancen der betrieblichen Interessenvertretung,
gegenüber der dominanten Entscheidungsmacht des Managements eigenständig ein
politisches Feld der Auseinandersetzung und Thematisierung über mögliche betrieb-
liche Entwicklungsverläufe zu eröffnen. Innerhalb der industriellen Beziehungen
wird die Fähigkeit zur Entwicklung einer eigenständigen Betriebspolitik mit dem
Begriff der „Partizipationskompetenz“ verbunden, der sowohl fachliche als auch poli-
tisch-soziale Aspekte impliziert (vgl. Frerichs 1995; Kißler 1990). Auch eine ökologi-
sche Betriebspolitik baut auf diesen beiden Aspekten partizipativer Kompetenzen auf.
Da aber ein realistischer Begriff des Politischen im Betrieb immer auf arbeitspoliti-
sche Machtressourcen spezieller Akteure im Unternehmen angewiesen ist, basiert
analog auch eine ökologische Betriebspolitik auf der positiven Verknüpfung arbeits-
politisch-emanzipativer und ökologischer Momente in den industriellen Beziehungen.
Daß auch in ökonomischen Organisationen eine politische Gestaltungsfähigkeit in-
nerhalb kontextualer Handlungskorridore existiert, konnte anfänglich an den organi-
sationstheoretischen Eingangsüberlegungen aufgezeigt werden. Ähnlich wie Giddens
die Voraussetzungen und Möglichkeiten von Handlungen in Strukturen rekursiv- 43 -
bestimmt, so stehen auch Freiheit (Gestaltungsmöglichkeiten), Kontrolle und Nor-
mierung (Organisation) nicht mehr in einem reinen Ausschließungsverhältnis, son-
dern in einem Bedingungsverhältnis.
Die Möglichkeit zur Partizipation in ökonomischen Leistungsorganisationen findet
innerhalb des betrieblichen Herrschaftsverbundes statt und muß insofern innerhalb
der vorhandenen Machtstrukturen und Hierarchien praktisch und real umgesetzt
werden. In diesem Zusammenhang wird von Greifenstein/Jansen/Kißler (1990) dar-
auf hingewiesen, daß den Beschäftigten nicht einfach Partizipationsbereitschaft unter-
stellt werden kann, sondern auf deren Willen zur Teilnahme basiert und innerhalb
der betrieblichen Sozialorganisation erst erworben werden muß. Für die Ermögli-
chung von Partizipationsbereitschaft und Partizipationskompetenz wird von den
Autoren zunächst auf die Bedeutung der „objektiv-organisatorischen“ Dimensionen
in den Betriebsstrukturen verwiesen. Die konkrete Ausgestaltung der Arbeitsorgani-
sation, mögliche Partizipations- und Selbstorganisationsprozesse der Arbeitnehmer,
beeinflussen die Ausbreitung politischer und innovativer Kompetenzen unter den
Arbeitnehmern, da sie die innerbetrieblichen Kommunikations- und Hierarchiestruk-
turen verändern.
Werden beide Aspekte hinsichtlich der Entwicklungsmöglichkeiten von Partizipa-
tionskompetenz in den Betrieben beachtet, dann gilt es einerseits, Anknüpfungspunk-
te in den ökonomischen Reorganisationsprozessen zu finden, das heißt, es muß ge-
zielt nach ausbaufähigen „extrafunktionalen Qualifikationsanforderungen“ gesucht
werden. Andererseits muß als Voraussetzung für die Ermöglichung einer ökologi-
schen Betriebspolitik ein Maß an Organisationsöffentlichkeit hergestellt werden, das
in der Lage ist, eine gewisse Transparenz hinsichtlich der betrieblichen Veränderun-
gen herzustellen (vgl. Greifenstein/Jansen/Kißler 1990, S. 29ff.). Offensichtlich schei-
nen neue Management- und Produktionskonzepte gewisse Partizipationsangebote zu
enthalten, da die funktionale ökonomische Reorganisation mit sozialen und kommu-
nikativen Kompetenzanforderungen („extrafunktionalen Qualifikationsanforderun-
gen“) an die Beschäftigten verbunden ist (soziale und kommunikative Kompetenzan-
forderungen in der Gruppenarbeit, größere Eigenverantwortung in der Produktion
und eine Abflachung der Hierarchien). Gleichzeitig offenbart sich aber auch die
„Kehrseite“ dieser Managementkonzepte. Solange es nicht gelingt, diesen Wandlungs-
prozeß auch hinsichtlich einer Ausweitung der politischen Partizipationskompetenz
der Beschäftigten zu gestalten, wird er sich lediglich in seiner funktionalen Variante
in den Betrieben auswirken und im Kontrollanspruch des Managements (das Verhal-
ten der Beschäftigten wird neuen Kontroll- und Normierungsformen unterzogen)
und in einer einseitigen Abschöpfung des Produktionswissens der Arbeitnehmer aus-
drücken.
Die Doppeldeutigkeit von Freiheit und Zwang in den Managementprozessen kommt
auch in den Gruppen- und Qualitätszirkelstrukturen in Betrieben zum Ausdruck.
Einerseits setzen diese eindeutig auf die Förderung der funktionalen Kompetenzen
der Beschäftigten – der Aktivierung ihres Produktionswissens –, und sie sind in Form
der Projektgruppen und Problemlösungsgruppen zeitlich begrenzt. In dieser Hinsicht
stellen sie kontrollierte Freiräume im Arbeitsprozeß für eine begrenzte Gruppe von- 44 -
Beschäftigten dar. Andererseits beinhaltet das „finalisierte Partizipationsangebot“ (vgl.
ebenda, S. 30) aber auch eine „Verdichtung“ diskursiver Austauschbeziehungen. Grei-
fenstein u. a. sehen in dieser Doppelstrategie – Finalisierung und Verdichtung diskur-
siver Austauschbeziehungen – das eigentliche Modernisierungspotential der moder-
nen Managementstrategien (vgl. ebenda). Innerhalb des inhärenten Doppelcharakters
der modernen Managementstrategien – die Gleichzeitigkeit von Zwang und Freiheit
– sind die möglichen Partizipationsausformungen in den Betrieben in die betriebs-
wirtschaftlichen und organisationspolitischen Ziele eingebettet. Insofern kommt für
die Entstehung einer partizipativen Betriebspolitik einerseits den (konkret) vorhan-
denen Handlungskorridoren und andererseits den möglichen mikropolitischen Lern-
prozessen der Beschäftigten in den betrieblichen Auseinandersetzungen eine wesentli-
che Bedeutung zu. Da es letztlich um reale „Freiheitsgrade“ und „Gestaltungschan-
cen“ der Beschäftigten innerhalb der Betriebsstrukturen geht und um ihre Fähigkei-
ten, eigene Interessen wahrzunehmen und auch umzusetzen, gilt es, nicht nur auf die
neuen Verfahren der Arbeitnehmerbeteiligung zu schauen, sondern auch auf die rea-
len Inhalte, die in diesen Verfahren und begrenzten Beteiligungsangeboten des Mana-
gements behandelbar sind. Inhalte und Zielsetzungen, die in Arbeits-, Qualitäts- und
Projektgruppen behandelt werden können, bilden die neuen Konfliktlinien zwischen
Belegschaft, Betriebsrat und dem Management. Hierbei kann es durchaus auch zu
Konflikten zwischen Belegschaftsteilen und dem Betriebsrat kommen; Konflikte, die
quer zu den sogenannten „objektiven Klasseninteressen“ liegen.
Partizipation basiert eben nicht nur auf individuellen oder mit sich selbstidentischen
Entitäten (bspw. dem eindeutigen Klassenhandeln der Arbeitnehmer), sondern ent-
steht aus den wechselseitigen Handelsbezügen der verschiedenen betrieblichen Ak-
teure, die in ihrer Bezugnahme aufeinander einen gemeinsamen Handlungs- und
Möglichkeitsraum eröffnen, in dem so etwas wie Partizipation überhaupt stattfinden
kann. Das, was zur Disziplinierung und zur Wissensaktivierung in den Anstrengun-
gen zur Neukomposition der Arbeits- und Organisationsformen in den Unterneh-
men entsteht, beinhaltet auf der anderen Seite auch die Möglichkeit der Entfaltung
von Partizipationspotentialen und Beteiligungsformen bei den Beschäftigten, weil sie
in diesem Prozeß Handlungs- und somit Machtressourcen aktivieren können, die sie
befähigen, auf die Arbeits- und Organisationsgestaltung Einfluß zu nehmen (vgl.
ebenda, S. 31). Im Sinne einer partizipativen sowie einer ökologischen Betriebspolitik
verbindet sich damit aber auch der Anspruch – und hier liegt eine direkte Verbin-
dung zur Ökologie vor –, das Verständnis der Produktivität aus dem unmittelbaren
Bezug zum Arbeitshandeln und des Arbeitsproduktes zu lösen.
Auch wenn in den Betrieben die betrieblichen Innovationsprojekte oftmals zentrali-
stisch von oben (top down) initiiert werden und somit größere Beteiligungsprozesse
und ein Mitgestalten an den strategischen Entscheidungen durch die Beschäftigten
nicht festgestellt werden können, so kann sich auch innerhalb dieser eher restriktiven
und funktionalen Beteiligungsstrukturen in der Planungs- und Umsetzungsphase von
Innovationen (Problemlösungsgruppen und Projektgruppen, um die „Kompatibili-
tätsprobleme“ der angestrebten Innovationen mit der betrieblichen Arbeitsrealität zu
lösen) eine Öffnung der bestehenden Organisationsstrukturen und ein größerer
Raum für diskursive Prozesse ergeben (vgl. Manz 1990).- 45 -
Ausschlaggebend hierfür ist die produktionsbezogene Kompetenz der Beschäftigten,
die sie für die Entwicklung und Durchsetzung einer partizipativen Betriebspolitik
geschickt nutzen müssen. Die produktionsbezogene Kompetenz der Beschäftigten
zwingt auch das Management immer wieder zu Beteiligungsofferten gegenüber den
Beschäftigten bei betrieblichen Innovationsprozessen (z. B. bei der Einführung von
Gruppenarbeitsprozessen). Allerdings, und hierauf macht Manz (1990) mit Bezug auf
Giddens aufmerksam, verbinden sich damit noch keine betriebsoffiziellen Kompe-
tenz- und Beteiligungsansprüche der Beschäftigten gegenüber dem Management in-
nerhalb der bestehenden Organisationsstrukturen. Die Aktivierung des Produkti-
onswissens der Beschäftigten ist dermaßen in ihren betrieblichen Alltagshandlungen
routinisiert, daß sie über den Stellenwert und die Reichweite ihrer produktionsbezo-
genen Kompetenzen kein gesondertes Bewußtsein entwickelt haben und dies in den
betrieblichen Interaktionszusammenhängen somit auch nicht diskursiv zum Aus-
druck bringen können. Manz weist darauf hin, daß Giddens dieses Bewußtsein als
„praktisches Bewußtsein“ definiert. Demnach haben die Handelnden ein stillschwei-
gendes Wissen über die sozialen Zusammenhänge und über die Bedingungen ihres
eigenen Handelns. Dies ist aber ein Wissen, dem sie eben keinen diskursiven Aus-
druck verleihen können, und insofern verbindet sich damit auch kein Anspruch an
die eigene Positionierung in den sozialen Strukturen der Organisation (Manz 1990,
S.  90). Für betriebliche Emanzipations- und Partizipationsprozesse ist es aber sehr
bedeutsam, daß sich die damit verbundenen Interessen artikulieren können und arti-
kuliert werden. In diesem Sinne hat Borzeix (1990) in einem Beitrag über „Sprachpra-
xis und Partizipation im Betrieb“ zeigen können, daß Sprache (Kommunikations-
kompetenz) in modernen Produktions- und Organisationsstrukturen selbst zu einem
neuen Produktionsfaktor geworden ist und aufgrund ihrer inhärenten Ambivalenz
zur Partizipation in Unternehmen wesentlich beitragen kann (Borzeix 1990,
S. 102ff.).
Die Ausgangsthese, auf die sich Borzeix stützt, geht davon aus, daß die neuen Organi-
sationsformen und Produktionskonzepte in Unternehmen bei den Arbeitnehmern
Kommunikationskompetenzen voraussetzen. Hierunter werden auch Formen der
Qualitätszirkel, Basisgruppenkonzepte etc. gefaßt, in denen Borzeix Ansätze einer
industriellen Demokratie ausmacht, die über ihre Form der Mitsprachemöglichkeiten
der Beschäftigten auch der Sprache eine neue Funktion in den Betrieben zukommen
läßt (vgl. Borzeix 1990). Die stärkere Sprachverwendung in Unternehmen beinhaltet
zugleich neue Möglichkeiten der Partizipation der Beschäftigten und der Entwick-
lung von politischen Prozessen in Unternehmen.
17 Sprache bzw. die wachsende
                                               
17 Hintergrund der Überlegungen von Borzeix ist das 1982 erlassene französische Auroux-Gesetz zu
den „Freiheiten der Arbeiter“. Die Originalität des Gesetzes liegt darin, daß es Formen der direk-
ten Demokratie auf den Betrieb anwendet und den Arbeitern ein neues Recht zuspricht. Sie kön-
nen sich jetzt direkt und kollektiv am Arbeitsplatz und während der Arbeitszeit zu ihren Arbeits-
bedingungen äußern. Dies ist gerade auch insofern interessant, weil einerseits die Ergebnisse der
Fallstudien auf die Notwendigkeit neuer Formen der betrieblichen Mitsprache und der Interessen-
vertretung verweisen, weil die bestehenden Vertretungsstrukturen immer weniger den veränderten
Betriebsstrukturen entsprechen, und andererseits auch in der deutschen Theoriediskussion ver-
stärkt Fragen von Bürgerrechten in den Betrieben diskutiert werden, ohne daß sich dabei immer- 46 -
Kommunikation der Betriebsakteure erfüllt in dieser Hinsicht eine ambivalente
Funktion. Einerseits dient sie der Reglementierung, ist Steuerungsinstrument und
Produktionsfaktor, andererseits ist sie gleichzeitig auch Träger von Partizipation und
stärkerer Beteiligung der Beschäftigten in den Unternehmen. Wenn, wie Borzeix mit
Bezug auf die angelsächsische Tradition der Sprachphilosophie (Austin/Searle) auf-
zeigt, Sprache auch zugleich ein Handeln ist, der performative Sprechakt schon im-
mer eine Handlungsdimension impliziert, dann wird durch das Sprechen mit anderen
zugleich auf die soziale Wirklichkeit verändernd und handelnd eingewirkt. Darüber
hinaus verkörpert sich in der zweifachen Natur der Sprache auch das, was Giddens
die Rekursivität von Handlung und Struktur genannt hat. Sie ist sozialen Regeln un-
terworfen und wirkt gleichzeitig auf das Soziale ein und verändert es, die sprachlichen
Äußerungen sind frei und gleichzeitig unterliegen sie Zwängen, sie sind subversiv und
abhängig (vgl. Borzeix 1990, S. 104f.).
In dieser Skizzierung wird bereits ersichtlich, daß Sprache, die Initiierung und das
Einwirken in die betrieblichen Diskurse zwischen den sozialen Gruppen im Betrieb,
auch Auswirkungen auf die betrieblichen Machtbeziehungen in Unternehmen hat.
Unabhängig von den materialen Ergebnissen können Diskurse soziale Dynamiken in
den Organisationen auslösen, die die Grundbedingung für die Entstehung betriebspo-
litischer Prozesse in Unternehmen darstellen. Dieser Bedeutung der Sprache, die Er-
öffnung eines neuen Kommunikationsraums in den Betriebsstrukturen und die Be-
nennung von neuen Themenfeldern – in dem jetzt auch die Beschäftigten zu den Ma-
nagern sprechen können – und die damit verbundenen Auswirkungen auf die beste-
henden Macht- und Hierarchieformen in Organisationen, kommt auch im Rahmen
einer mikro- und handlungspolitischen Betrachtung einer möglichen ökologischen
Betriebspolitik eine wichtige und politisch-strategisch wachsende Bedeutung zu. Un-
terschwellig spielt dieser Aspekt einer erweiterten Mitsprache der Beschäftigten – und
der damit verbundenen Verschiebung in den betrieblichen Machtstrukturen – auch
hinsichtlich der Veränderungen der Arbeits- (Gruppenkonzepte) und Organisations-
strukturen (Hierarchieabbau, Dezentralisierung etc.) eine wesentliche Rolle in den
betrieblichen Auseinandersetzungen. Sprache, das Erheben der Stimme und die Arti-
kulation in betrieblichen Sozialbeziehungen kann, so schreibt Borzeix, den Beschäf-
tigten eine „Bühne“ in den Betriebsstrukturen eröffnen, in dem sie einen Teil der
vermeintlich ökonomisch fixierten Geschichte selber anfangen zu erzählen. Dieses
„Selber-erzählen“ ist aber die Voraussetzung für die Entstehung von kollektiven Vor-
stellungen und politischen Handlungsmöglichkeiten. Letztlich kann so ein neuer po-
litisch diskursiver Möglichkeitsraum eröffnet werden, in dem darum (politisch) ge-
stritten wird, was als Realität im Betrieb gilt, und der gleichzeitig einer konflikthaften
Auseinandersetzung über betriebliche Entwicklungswege offensteht. Diese Bedeutung
der Stimme für eine Verschiebung bestehender Ordnungsstrukturen zeigt sich expli-
zit in den philosophischen Reflexionen von Sloterdjik (1988). In seinem Essay „Zur
Welt kommen, zur Sprache kommen“ sensibilisiert Sloterdjik für die Notwendigkeit
                                                                                                                                         
auf die bereits vorliegenden und zeitlich früheren französischen Erfahrungen bezogen wird (vgl.
Müller-Jentsch 1994; Matthies u. a. 1994).- 47 -
(somit auch einer potentiellen Möglichkeit) des „Selberanfangens“ gegenüber dem
einfachen „Angefangenseins“ und der Akzeptanz bestehender Strukturen.
Wolfgang Stark weist in seinem Buch über „Empowerment“ (1996) darauf hin, daß
für die Entstehung einer sozialen Utopie und für die Veränderung bestehender Reali-
täten die Einübung eines neuen Sinns erforderlich ist. Mit Bezug auf Robert Musil
wird dieser als Möglichkeitssinn bezeichnet, der dem Wirklichkeitssinn gleichwertig
ist: „Wer ihn besitzt, sagt beispielsweise nicht: Hier ist das oder das geschehen, muß
geschehen; sondern er erfindet: Hier könnte, sollte, müßte geschehen; und wenn man
ihm von irgend etwas erklärt, daß es so sei, dann denkt er: Nun, es könnte wahr-
scheinlich auch anders sein. So ließe sich der Möglichkeitssinn geradezu als Fähigkeit
definieren, alles, was ebensogut sein könnte, zu denken und das, was ist, nicht wichti-
ger zu nehmen als das, was nicht ist“ (Musil 1978, S. 16, zitiert nach Stark 1996,
S. 54). Gerade in dieser Dimension des „Selber-Anfangens“ durch das Erheben der
Stimme liegt die neue Vision der Betriebspolitik jenseits von Allmacht und Ohn-
macht. Trotz der kontextuellen Eingebundenheit der betrieblichen Sozialstrukturen
in eine externe ökonomische Dynamik kann sich ein Möglichkeitsraum für die be-
trieblichen Akteure eröffnen, der ihnen Handlungschancen gegenüber vermeintlich
rein ökonomischen Strukturierungen offerieren kann. Die betriebsöffentliche Benen-
nung von differenten Wirklichkeitsbestimmungen kann als Anstifter für betriebspoli-
tische Delegitimierungen geltender sozialer und arbeitspolitischer Ordnungen in den
Betrieben wirken. In Anlehnung an Bourdieu weist Borzeix auf die „kognitive Sub-
version“ hin, die diese Dynamiken anders gearteter Thematisierungen in den Betrie-
ben freisetzen können. Nur so können unterschiedliche Standpunkte einen Anspruch
auf Legitimität zur Interpretation der Realitäten erheben und selbst zum Gegenstand
innerbetrieblicher Diskussionen werden (Borzeix 1990, S. 122).
Die Entstehung von betriebspolitischen Prozessen – zunächst auch unabhängig von
ihrem konkreten Inhalt – ist von der Entstehung neuer Kommunikationsräume, von
Zwischenräumen zwischen den betrieblichen Akteuren abhängig, in denen sich der
Ort für betriebspolitische „Streitigkeiten“ (über die weiteren ökonomischen und öko-
logischen Entwicklungspfade) erst entwickeln kann. In dieser Bedingtheit, der schon
oftmals angesprochenen Doppeldeutigkeit von Organisationsstrukturen zwischen
Freiheits- und Zwangsmomenten, zwischen Fremd- und Selbstorganisationen, liegt
ein adäquates Verständnis betrieblicher Partizipationsmomente zwischen reiner Zu-
stimmung und reinem Widerspruch der Beschäftigten und ihrer Interessenvertretung.
Das Erheben der Stimme, das konfliktorische Streiten über betriebliche (ökonomi-
sche und ökologische) Entwicklungswege und die Freiheit, auch anders sprechen und
anderes ansprechen zu können, können diese politischen Zwischen- und Kontingenz-
räume im Betrieb eröffnen, in denen sich die verschiedenen Akteure schon immer
aufeinander beziehen müssen und sich ihre Diskurse nicht mehr nur an sich selbst
richten, sondern schon immer an den jeweils anderen gerichtet sind. Es ist gerade die
bereits angesprochene Kontingenz, die der Preis für diese Freiheit ist, in der man sich
von den angeblich festen Erfahrungen lösen kann und im Verein mit anderen neue
Erfahrungen hervorbringen kann.- 48 -
Genau diese Potentialität – nicht nur als Wahl zwischen zwei oder mehr Alternati-
ven, die als Möglichkeiten bereits vorhanden sind, sondern auch in dem Sinne, wirk-
lich Neues hervorzubringen – eines anders gearteten betrieblichen Diskurses kann in
Ansätzen neue Formen der Betriebspolitik entstehen lassen, in denen etwas den Be-
triebsakteuren gemeinsames angesprochen wird (eben ihr Public-self – als Handlungs-
fähigkeit gegenüber der ökologischen Bedrohung und gegenüber einem rein sozialen
und politisch geschlossenen betrieblichen Klassen- und Identitätsbezug). Dennoch
verschüttet dieser gemeinsame Referenzbereich nicht die politisch antagonistischen
Elemente und opfert sie nicht dem Harmonisierungszwang diskursiver Verständi-
gungsimperative wie bei Habermas (1981), der der Lebenswelt jene Merkmale einer
argumentativen Dialogizität zuschreibt, die ja vielleicht nicht einmal für die Welt der
modernen Wissenschaftlergemeinschaft gilt. Insofern könnte die Reflexion auf ein
„Verbindendes“ und auf ein den politischen „Realbereich“ transzendierendes politi-
sches Konstitutionsmoment im Sinne eines neuen politischen „Voice-Verständnisses“
einen neuen politischen Gestaltungsbereich der Betriebsakteure eröffnen, ohne gleich
auf gänzlich unvermittelte politische Gegenentwürfe und eindeutige Klassenfixierun-
gen angewiesen und begrenzt zu sein (Sozialismus versus Kapitalismus, ökologische
Nachhaltigkeit versus kapitalistische Umweltzerstörung, Arbeitnehmerinteresse ver-
sus Kapitalinteresse). Denn auch das „Selbst-neu-Anfangen“ durch das Erheben der
Stimme – diese Initiative des Selber-Anfangens – geschieht ja nicht losgelöst von den
Traditionen und der Eingebettetheit in die jeweils spezifischen Kontextbedingungen
der politisch sprechenden Subjekte. Neben den klassischen Formen der politischen
Interessenvertretung der Gewerkschaften in Betrieben gilt es, diese neue Form des
politischen Streits in den Betrieben stärker als eine wirklichkeitsmächtige Politikform
aufzugreifen und auch für die Artikulation einer ökologischen Betriebspolitik zu
entwickeln. In diese Richtung weist auch der Versuch von Joas (1992b), der mit ei-
nem „dritten“ Handlungstyp, der Kreativität des Handelns gegenüber den rein ratio-
nal oder normativ orientierten Handlungsweisen, die Gestaltungsfähigkeit des Han-
delns betont und so einen Demokratiebegriff vorbereitet, der jenseits der Theorien
der funktionalen Differenzierung ansetzt. Eine neue Betriebspolitik könnte im Sinne
des „Selber-Anfangens“ auch eine Konkretisierung der bereits angesprochenen politi-
schen Partizipationskompetenz beinhalten und überhaupt erst einmal einen Raum in
den industriellen Beziehungen und zwischen den betrieblichen Akteuren eröffnen, in
dem ökologische Kriterien zur Sprache kommen könnten. In diesem Sinne muß eine
gewerkschaftliche ökologische Betriebspolitik „good enough“ sein, um diesen Mög-
lichkeits- und Artikulationsraum immer wieder neu zu eröffnen und um die betrieb-
lichen Akteure zu befähigen, innerhalb der betrieblichen Strukturen eigenständige
Handlungsmöglichkeiten wahrzunehmen.- 49 -
8. Zehn abschließende Thesen
1.  Der betriebliche Umweltschutz ist von der dominanten ökonomischen Strategie
des Unternehmens abhängig. Der reale Gehalt einer ökologischen Unterneh-
mensreform orientiert sich somit primär an einer gelungenen Kombination der
ökonomischen und technischen Dimensionen im Unternehmen. Eine integrierte
Umweltschutzstrategie und Operationalisierung des Leitbilds des „Sustainable
Development“ existiert in den Unternehmen bislang nicht.
2.  Die in den Unternehmen stattfindenden ökonomischen und arbeitspolitischen
Reorganisationen schaffen neue „Unsicherheitszonen“ (Crozier/Friedberg 1979)
in den betrieblichen sozialen Strukturen. In dieser Perspektive erhalten in den be-
trieblichen Wandlungsprozesse – dies auch unter ökologischen Gesichtspunkten –
neben den bereits angesprochenen ökonomischen und technischen Momenten
auch sozio-kulturelle und machtpolitische Konstellationen in Unternehmen eine
besondere Bedeutung.
3.  Die zeitlich vorgelagerte Einführung der ISO-9000-Zertifizierung im Rahmen des
Qualitätsmanagements blockiert eine anschließende Öko-Audit-Zertifizierung in
den Unternehmen. Die Öko-Audit-Verordnung stellt die substantiellen Unter-
schiede in den erreichten Umweltstandards der einzelnen Unternehmen nicht
heraus. Dies stellt für „Öko-Pioniere“ ein Hinderungsgrund für die Einführung
eines Öko-Audits dar. Um weitere umweltpolitische betriebliche Verbesserungen
zu erzielen, müssen sie oftmals höhere Investitionen tätigen als Unternehmen, die
diesbezüglich ganz am Anfang stehen. Für diese Unternehmen können damit
Wettbewerbsverzerrungen entstehen. Damit sind „Öko-Pioniere“ im gängigen
Öko-Audit-Verfahren gegenüber umweltpolitisch weniger aktiven Unternehmen
doppelt benachteiligt. Ein rein formales Öko-Audit-Verfahren bringt den „Öko-
Pionieren“ zunächst nur zusätzliche Belastungen, denen keine ersichtlichen Entla-
stungen gegenüberstehen.
4.  Eine komplementäre ökologische und ökonomische Modernisierung der Unter-
nehmen ist mit dem zentralen Problem der Handlungskoordinierung im Produk-
tionsprozeß verbunden. Eine ökologische Zertifizierung würde zur Komplexitäts-
steigerung in den betrieblichen Handlungsabläufen führen, da die ökologischen
Handlungs- und Organisationsanforderungen die ökonomischen Reorganisati-
onsbestrebungen durch die zeitgleichen zusätzlichen ökologischen Handlungsan-
forderungen in den Unternehmen verkomplizieren würden.
5.  Die Weiterentwicklung des betrieblichen Umweltschutzes bleibt trotz aller
Selbstverpflichtungen von Unternehmen auf externe staatliche Vorgaben und auf
öffentliches gesellschaftspolitisches Engagement angewiesen. Insbesondere stei-
gende Kosten (Energie-, Abfall-, Wasser- und allgemeine Entsorgungskosten) und
rechtliche Vorgaben im Umweltschutz, die in ihrer zeitlichen Terminierung für
die Unternehmen kalkulierbar und somit innerhalb beabsichtigter Investitions-- 50 -
und Strategieplanungen einbeziehbar sind, können den Hauptimpuls dafür bilden.
Innerhalb dieser verbindlichen Rahmensetzungen können die konkreten Umset-
zungsschritte der Selbstverantwortung den Unternehmen überlassen und ihrer
Kreativität anheim gestellt werden. Das Paradox besteht darin, daß Selbstver-
pflichtung und Selbstorganisation erst nach externer nationalstaatlicher und/oder
europäischer Verpflichtung innerhalb klar terminierter und quantifizierter Rah-
mensetzungen beginnen können.
6.  Die stattfindende Dezentralisierung der Unternehmen bei gleichzeitiger Ökono-
misierung der einzelnen Produktionsbereiche (Profit-Center) und der Verringe-
rung der Fertigungstiefe (Lean Production) steht einer Weiterentwicklung entge-
gen, wenn betrieblicher Umweltschutz organisationszentriert verortet wird. Im
Rahmen dieses Wandlungsprozesses in den Unternehmensstrukturen, der stärke-
ren ökonomischen Eigenverantwortung von Unternehmensbereichen und der
Etablierung von (indirekten) Kontextsteuerungselementen wird die Weiterent-
wicklung des Umweltschutzes von der Überführung des betrieblichen Umwelt-
schutzes in die Organisationsstruktur (von der „Chefsache“ zur „Organisationssa-
che“) und in ökologisch orientierte und sensibilisierte Kontextsteuerungselemente
bei klaren Zielvorgaben abhängig sein.
7.  Zur Überbrückung bestehender „Organisationslücken“ und fehlender integrierter
Umweltmanagementsysteme wird verstärkt auf zeitlich befristete und themen-
zentrierte Projektgruppen in Unternehmen zurückgegriffen. Hinsichtlich einer
emanzipativen Betriebspolitik sind damit aber noch keine größeren Beteiligungs-
chancen der Beschäftigten im betrieblichen Umweltschutz verbunden. Die Pro-
jektgruppen haben innerhalb begrenzter und finalisierter Veränderungsstrategien
in Unternehmen einen vorwiegend instrumentellen Charakter, und die Logik
funktionaler und zeitlich befristeter Beteiligung steht in einem Spannungsverhält-
nis zu Interessenvertretungsstrukturen. Sollen die beiden Logiken sich nicht
wechselseitig blockieren, müssen die Ergebnisse der Projektgruppen weitgehen-
den demokratischen innerbetrieblichen Entscheidungsprozessen unterzogen wer-
den. Betriebspolitisch wäre zu überlegen, inwieweit die Projektgruppen als neue
Akteure in den betrieblichen industriellen Beziehungen innerhalb bestehender
Strukturen als Arbeitsformen institutionalisiert und von den verschiedenen Be-
triebsakteuren (Umweltschutzbeauftragten, Betriebsräten und interessierten Be-
schäftigten) unabhängig von der Zustimmung des Managements initiiert werden
könnten.
8.  Für eine integrierte ökologische Betriebspolitik kommt dem Umweltschutzbeauf-
tragten und möglichen strategischen und personellen Allianzen unterschiedlicher
Betriebsakteure eine besondere Bedeutung zu. Der Umweltschutzbeauftragte ist
qua Amt und persönlichem Selbstverständnis (intrinsisches Berufsverständnis) der
Promotor des Umweltschutzes im Unternehmen. Da die Umweltschutzbeauf-
tragten die mangelnden Organisationsreformen im betrieblichen Umweltschutz
beklagen und die betriebliche Interessenvertretung diese Kritik hinsichtlich der
ökonomischen Reorganisationsanforderungen anführt, wäre eine Allianz beider
Akteure im Sinne einer „ökologisch-ökonomischen“ und „arbeitspolitisch-organi-- 51 -
satorischen“ Unternehmensreform – als komplementäre Erneuerungs- und Ge-
staltungsaufgabe bestehender Organisationsstrukturen – geboten. Allerdings fehlt
es den Akteuren und insbesondere den Betriebsräten an den erforderlichen
Kenntnissen zur Initiierung derartiger Organisationsentwicklungs- und Organisa-
tionswandlungsprozesse. Dies wird, bezogen auf eine ökologische Unternehmens-
reform, noch dadurch verstärkt, daß die Betriebsräte die ökologische Unterneh-
menserneuerung im Sinne integrierter ökologischer Unternehmenskonzepte nicht
als eigenen Handlungsbereich auffassen.
9.  Entgegen den theoretischen Diskursen und Debatten zur Umsetzung integrierter
ökologischer Unternehmenskonzepte und des Leitbilds des „Sustainable Develop-
ment“, zeigen die Fallstudien vorhandene Blockaden für eine Weiterentwicklung
des betrieblichen Umweltschutzes auf. Sie sensibilisieren für die notwendige „mi-
kropolitische Fundierung“ von betrieblichen ökologischen Reformprozessen. Um
die konkrete Ausgestaltung, um die betriebliche Operationalisierung und um die
Richtungsgebung ökologischer Unternehmensprozesse muß politisch gestritten
werden, und zwar im Rahmen eines erneuerten und gewandelten politischen
Selbstverständnisses der Betriebsakteure. Ein rein auf den ökonomischen Interes-
senbegriff fußendes Politikverständnis wird gegenüber einer Politik, die auf die
ökologische Bedrohung von Welt antworten muß, ökonomistisch verkürzt rea-
gieren.
10. Neben dieser einzelunternehmerischen Perspektive einer ökologischen Unter-
nehmensreform zeigen die Interdependenz und der politische Charakter der An-
forderungen für eine ökologische Unternehmensreform, daß auch weiterhin eine
ökologische Gesellschaftspolitik und eine ökologische Industrie- und Regionalpo-
litik für eine substantielle Umsetzung des Leitbilds des „Sustainable Develop-
ment“ (des Dreiklangs von Effizienz, Konsistenz und Suffizienz) erforderlich sind.
Ohne eine über den Betrieb hinausgehende materielle Umweltpolitik mit klaren
Zielvorgaben können die Unternehmen zwar ihre individuellen und standortbe-
zogenen Ökobilanzen möglicherweise verbessern (nicht zuletzt aufgrund der
ständigen Verringerung ihrer Fertigungstiefe), aber nicht die Ökobilanz des Pro-
dukts entlang der gesamten Produktionskette und des Produktlebenszyklus. Es
werden sich auch kaum die gesamtgesellschaftlichen ökologischen Verbesserungen
einstellen, die für notwendig erachtet werden. Letztlich müssen Einspareffekte
nicht nur innerhalb der Mikroökonomie, sondern auch in der Makroökonomie
(ein Einsparen im volkswirtschaftlichen Sinne) erzielt werden. Insofern bleibt
auch eine betriebsbezogene Ökologiepolitik von den externen gesellschaftspoliti-
schen Rahmensetzungen – trotz aller Selbstverpflichtungsbekundungen der Indu-
strie – abhängig.- 52 -
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